
FAQ: Neujahrsvorsatz?! Get orga
nized!
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Das Jahr 2023 liegt nun fast hinter uns und wie es die Tradition so will, sollen
wir uns nun Gedanken darüber machen, was wir eigentlich nächstes Jahr alle
so besser  machen wollen.  Abnehmen,  weniger Essen bestellen,  gesünder
essen, mehr sparen, weniger Plastik produzieren, weniger Auto fahren – die
Erwartungen, die jedes Jahr von der Gesellschaft an uns gerichtet werden,
sind groß. Und sie dienen auch als ein Ventil, um die strukturellen Probleme
in der kapitalistischen Gesellschaft zu individualisieren. Denn wenn wir zum
Beispiel nicht so viel Zeit mit Hausaufgaben und Arbeiten verbringen würden
und  die  Ernährung  gesamtgesel lschaft l ich  in  Kantinen  mit
kostenlosen, leckeren und ausgewogenen Essen organisiert werden würde,
müssten wir uns nicht den Kopf darüber zerbrechen, wie wir unseren Alltag
und unsere körperlichen Bedürfnisse unter einen Hut bringen können. Würde
es einen besser ausgebauten und demokratisch-verwalteten ÖPNV geben,
könnten wir das Auto das ganze Jahr über stehenlassen. Über individuellen
Umweltschutz müssten wir auch nicht mehr in diesem Ausmaß reden, wenn
die  Klimakiller  enteignet  wären  und  die  Produktion  nach  den
Bedürfnissen  von  Mensch  und  Natur  geplant  werden  würde.  Und  den
unterdrückerischen Schönheitsidealen könnten wir den Mittelfinger zeigen,
wäre die Hausarbeit vergesellschaftet und so die materielle Grundlage für
Geschlechterstereotypen aufgelöst.
Wir sehen also: Diese Vorsätze dienen allenfalls dazu, dass wir uns selbst
etwas vormachen, ohne wirklich etwas zu verändern. Deswegen haben wir
einen  besseren  Vorschlag  für  einen  Neujahrsvorsatz  als  immer  nur
die  gleiche  Leier  von  Selbstoptimierung  &  Co:  organisier´  dich!

Nun gibt es natürlich einige Fragen, die dieser Vorschlag aufwirft. Manche
von Euch wissen vielleicht im Moment noch nicht, warum das überhaupt
sinnvoll  sein soll.  Andere haben Ängste,  fühlen sich vielleicht noch nicht
bereit und sind unsicher, was auf sie zukommt. Die folgenden Fragen wollen
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wir versuchen, in diesem Beitrag zu beantworten:

• Warum sollte ich mich überhaupt organisieren?

• Welche Schritte gibt es, damit ich Mitglied werden kann?

• Wie kann ich eine Ortsgruppe in meiner Nähe finden /  zu ihr Kontakt
aufnehmen?

• Was tun, wenn es keine Ortsgruppe in meiner Nähe gibt?

• Muss ich (viel) Theorie gelesen haben? Muss ich zu jedem Thema eine
Position haben?

• Ich war noch nie auf einem Plenum, was erwartet mich da?

• Welche Mechanismen gibt es in der Organisation, um unterdrückerische
Verhaltensweisen zu minimieren?

Warum  sollte  ich  mich  überhaupt
organisieren?
Fangen wir erstmal mit den Basics an. Da wir den international-agierenden
Kapitalismus  durch  eine  internationale  Massenbewegung  der
Jugend, Arbeiter:innenund Unterdrückten schlagen wollen, ist es notwendig,
dass sich so viele wie möglich von uns gegen Ausbeutung, Unterdrückung,
Kriege und Krisen zur Wehr setzen. Grundsätzlich macht es Sinn, sich an den
Ort  zu  organisieren,  an  denen  man  sich  tagtäglich  bewegt  und  von
Unterdrückung  betroffen  ist,  zum  Beispiel  an  Schulen,  an  denen  man
K o m i t e e s  g r ü n d e n  k a n n .  D a s  k a n n  a b e r  e i n e  p o l i t i s c h e
Organisation nicht ersetzen, denn die kollektive Struktur ermöglicht ein viel
besseres Bündeln von Kräften, als es lose Zusammenschlüsse könnten. Als
Mitglied hat man nämlichdie Möglichkeit, alles demokratisch mitzugestalten,
da  man  ein  Stimmrecht  hat  und  seine  Ideen  und  Fähigkeiten  vielseitig
einbringen  kann.  REVOLUTION  ist  eine  demokratisch-zentralistische
Organisation. Das heißt, dass wir vollste Freiheit, Diskussion, Fraktionsrecht
und  demokratische  Prozesse  im  Innern  gewährleisten.  Demokratische



Entscheidungen wollen wir gemeinsam nach außen tragen und geschlossen
durchführen. Man könnte es mit den Worten ’Freiheit der Diskussion und
Einheit im Kampf’ beschreiben. Unsere Organisation gehört den Mitgliedern.
Wir haben eigene demokratische Prozesse, eigene Beschlüsse und eigene
Strukturen. 

Welche Schritte  gibt  es,  damit  ich  Mitglied
werden kann?
Damit du Mitglied bei uns werden kannst,  möchten wir dich erstmal ein
bisschen  besser  kennenlernen.  Das  hat  nichts  mit  Exklusivität  zu  tun,
sondern damit, dass wir sicherstellenwollen, dass dir auch klar ist, was wir
erreichen  wollen  und  wofür  wir  als  Organisation  stehen.  Als  Grundlage
dessen solltest du mindestens ein paar Mal zu unseren Ortsgruppentreffen
und auf Aktionen mit uns kommen, dann diskutieren wir super gerne unser
Programm mit dir. Das findest du auf unserer Website und in diesem sind
unsere  zentralen  Positionen  enthalten.  Diese  Programmdiskussion  stellt
keine Prüfung dar, bei welcher wir unsere Standpunkte abfragen, sondern es
geht darum, dass wir deine inhaltlichen Fragen beantworten können und die
Möglichkeit  nutzen,  Details  zu  klären,  die  entweder  nicht  ausführlich
abgedruckt sind oder (noch) keinen Platz in unserem Programm gefunden
haben. Außerdem können wir so auch gemeinsam herausfinden, ob es zum
Beispiel Differenzen gibt. Das ist an sich nicht weiter schlimm und stellt auch
keinen Grund dar, sich nicht bei uns organisieren zu können, solange du dem
Programm im Großen und Ganzen zustimmen kannst. Denn es wird immer
Mitglieder  geben,  die  bei  dem  einen  oder  anderen  Punkt  eine
andere Position haben oder für eine andere Taktik argumentieren würden.
Damit  wir  aber  trotzdem  sinnvoll  agieren  können,  greifen  hier  die  im
vorherigen  Punkt  erwähnten  Mechanismen  des  demokratischen
Zentralismus: Freiheit der Diskussion und Einheit im Kampf. Des Weiteren
diskutieren wir mit dir ein Dokument, was die Organisationsstruktur und
Rechte und Pflichten der Mitglieder erläutert. Zu guter Letzt diskutieren wir
unsere Konsens-Broschüre, wo wir das „Nur Ja heißt Ja“- Prinzip vertreten.
Das ist eine Maßnahme, die wir wichtig finden, um unsere Mitgliedschaft zu
schützen und das Bewusstsein der neuen Mitglieder zu stärken. Ist das alles



abgeschlossen, gibt es eine Abstimmung, ob du als Mitglied aufgenommen
werden kannst. Aber keine Sorge, normalerweise sind diese Abstimmungen
einstimmig und falls es doch Bedenken geben sollte, weißt du das nicht erst
in diesem Moment.

Wie kann ich eine Ortsgruppe in meiner Nähe
finden / zu ihr Kontakt aufnehmen?
D u  k a n n s t  u n s  e i n f a c h  a u f  I n s t a g r a m ,  X  o d e r  p e r  M a i l
(germany@onesolutionrevolution.de) anschreiben und wir vermitteln dir den
Kontakt  einer Person direkt  aus deinem Wohnort  oder aus deiner Nähe.
Keine Angst beim Anschreiben, wir freuen uns immer über Leute, die mal auf
ein Treffen von uns kommen wollen oder einfach nur Nachfragen haben!
Dieser  Kontakt  sagt  dir  dann  Bescheid,  wann  und  wo  das  nächste
Treffen  stattfindet,  und  du  kannst  einfach  vorbeischauen!

Was tun, wenn es keine Ortsgruppe in meiner
Nähe gibt?
Du hast immer auf unsere Endslides geschaut und festgestellt, dass es in
deinem Bundesland oder in deiner nähren Umgebung keine Ortsgruppe von
uns gibt? � Keine Sorge, auch das heißt nicht, dass du dich nicht bei uns
organisieren kannst. Falls die Entfernung nicht zu groß ist, würden wir dich
vermutlich erstmal an die nächste Ortsgruppe in deiner Nähe anbinden. Falls
die nicht existiert, können wir gerne einen online Termin ausmachen und
darüber sprechen, welche Möglichkeiten es so gibt. Auch wenn das vielleicht
erstmal  gruselig klingt,  könntest  du auch einfach selbst  eine Ortsgruppe
aufbauen! Selbstverständlich würden wir dich damit nicht alleine lassen. Du
bekommst dann Material,  sowie personelle und inhaltliche Unterstützung.
Und in deiner Umgebung gibt es bestimmt Gleichgesinnte, denen es genauso
geht  wie  dir.  Durch  den  Aufbau  einer  eigenen  Ortsgruppe  könnt
ihr  zueinanderfinden!  Und  für  den  erfolgreichen  revolutionären
Systemwechsel  brauchen  wir  natürlich  auch  überall  Ortsgruppen  und
Komitees.  Also  warum  nicht  heute  schon  anfangen?!



Muss ich (viel) Theorie gelesen haben? Muss
ich zu jedem Thema eine Position haben?
Um bei uns Mitglied zu werden, musst du erstmal keine Theorie (abgesehen
von unserem Programm und der Konsens-Broschüre) gelesen haben. Auch
wenn es natürlich nachvollziehbar ist, dass du vielleicht erstmal Sorge hast,
dass du als „unbelesen“ rüberkommen könntest, wenn du noch nicht alles
weißt und nicht zu jedem x-beliebigen Thema eine Position hast, können wir
dir versichern, dass wir alle mal genauso angefangen haben. Mal abgesehen
davon,  dass  alles  zu  wissen  doch  recht  utopisch  ist,  ist  es  auch  ein
entscheidender  Vorteil  der  Organisation,  dass  man mit  unterschiedlichen
Positionen in Berührung kommt, sich regelmäßig über Themen austauscht
und ständig etwas dazu lernt! Immerhin organisieren wir Lesekreise und
Schulungen und auch beim Entwerfen von Vorträgen, Artikeln oder Flyern
kann man viel  lernen und festigen,  was  alles  Aktivitäten  sind,  die  ohne
Organisation relativ wenig Sinn haben. Ebenso gibt es natürlich auch immer
die  Möglichkeit  Positionen,  neu  zu  erarbeiten  oder  Vorschläge  für
Veränderungen einzureichen. Natürlich gehört es auch dazu, die Positionen
der  Organisation  in  die  Schulen  und  Bewegungen  zu  tragen,  sowie
gegenüber Außenstehenden zu verteidigen. Auch hier lernt man viel dazu. Du
siehst  also,  durch  diese  ständige  Auseinandersetzung  inner-  und
außerhalb  der  Organisation  kann  man  sein  marxistisches  Verständnis
weitaus  schneller  festigen,  als  wenn  man  alleine  zuhause  „Das  Kapital“
wälzt. Außerdem hast du dann auch immer jemanden zur Hand, der deine
Fragen beantworten kann.

Ich  war  noch  nie  auf  einem  Plenum,  was
erwartet  mich  da?
Als  Plenum  bezeichnen  wir  unser  wöchentlich  stattfindendes
Ortsgruppentreffen.  Auch wenn es  verständlich ist,  wenn du erst  einmal
Angst  davor  hast,  auf  so  viele  neue  Leute  zu  treffen,  können  wir  dir
versichern, dass da nichts Schlimmes passiert und wir uns immer über neue
interessierte  Leute  freuen.  Außerdem  kann  es  manchmal  gut  sein,  sich
seinen Ängsten zu stellen. Um dir die Furcht etwas zu nehmen, wollen wir dir



kurz beschreiben, wie so ein Plenum bei uns abläuft. Anfangs stellen wir uns
erstmal kurz mit unserem Namen und unseren Pronomen, wenn wir uns wohl
damit fühlen, vor. Dann gibt es meist einen kleinen Input, der sich auf ein
aktuelles Thema oder auf eine theoretische Grundlage bezieht. Danach gibt
es die Möglichkeit, Fragen zu stellen und darüber zu diskutieren. Hierfür
haben wir eine Redeliste, d.h. du meldest dich und wirst von der Moderation
drangenommen.  Hierbei  haben  wie  eine  quotierte  Redner:innenliste,  das
h e i ß t ,  w e n n  j e m a n d  s c h o n  s e h r  v i e l  g e r e d e t  h a t ,
werden  andere  vorgezogen.  Auch  gesellschaftlich  Unterdrückte  werden
vorgezogen.  Nach  dem  Input  und  der  Diskussion  besprechen  wir
verschiedene organisatorische Themen wie unsere Politik an Schulen oder
Demotermine. Falls du Fragen dazu hast, kannst du sie auch nach Meldung
zwischendurch  stellen.  Sollten  sie  sich  im  Allgemeinen  auf  unsere
Organisation beziehen,  kannst  du sie  gerne hinterher  stellen,  denn viele
Ortsgruppen  machen  nach  ihren  Treffen  auch  noch  Socials,  wo  solche
Fragen sehr willkommen sind. Falls wir sie noch nicht haben, werden wir
dich dann sicher auch noch um deine Kontaktdaten bitten, da wir dich für
das nächste Treffen/ die nächste Aktion einladen wollen.

Welche  Mechanismen  gibt  es  in
der  Organisation,  um  unterdrückerische
Verhaltensweisen  zu  minimieren?
Auch wenn wir uns es natürlich wünschen würden und uns auch tagtäglich
darum  bemühen,  halten  wir  es  für  utopisch,  dass  unsere  Organisation
ein  komplett  unterdrückungsfreier  Raum  ist.  Immerhin  wurde  unsere
Mitgliedschaft im Kapitalismus sozialisiert und wir sind als Marxist:innen der
Auffassung,  dass  das  Sein  das  Bewusstsein  bestimmt  und  somit  die
Grundlagen  der  Unterdrückungen  erst  mit  der  Klassengesellschaft
vollständig zerschlagen und unterdrückerisches Verhalten somit erst dann
vollständig abgelegt werden kann. Trotzdem legen wir uns jetzt nicht auf die
faule Haut und drehen Däumchen. Einerseits befassen wir uns auf einer
theoretischen Grundlage mit sozialer Unterdrückung, andererseits gibt es
auch  regelmäßig  kollektive  Reflexionsrunden  zum  Beispiel  zum



Thema Sexismus und Rassismus, wo wir über unser Verhalten sprechen und
somit  einen  Ansatz  bieten,  um weiter  an  sich  arbeiten  zu  können.  Des
Weiteren  gibt  es  auch  das  Caucusrecht  für  Betrof fene  von
Unterdrückungen. Ein Caucustreffen bietet die Möglichkeit, sich in einem
geschützteren  Rahmen  über  konkrete  Probleme,  Missstände  und
Vorfälle  wie  beispielsweise  von  Sexismus  innerhalb  der  Organisation
auszutauschen. Es werden Fragestellungen im Zusammenhang mit Sexismus
diskutiert und gemeinsame Ideen und Lösungen ausgearbeitet. Anschließend
können  organisatorische,  politische  oder  analytische  Empfehlungen  und
Forderungen zurück in die Organisation getragen werden. Die Maßnahmen
werden der Mitgliedschaft oder der Leitung vorgelegt, um den Kampf gegen
Sexismus voranzutreiben. Ein Vetorecht gegen Beschlüsse der Leitung oder
abgestimmte  Entscheidungen  der  Mitgliedschaft  hat  der  Caucus  jedoch
nicht.  Prinzipiell  bleibt  aber  erst  einmal  alles,  was  im  Rahmen
des Caucus besprochen wird, unter Verschluss. Sollte es zu Vorfällen von
unterdrückerischem  oder  grenzüberscheitenden  Verhalten  kommen,  wird
eine Kommission einberufen um den Fall zu untersuchen und Empfehlungen
hinsichtlich des Umgangs mit dem:der Täter:in auszusprechen.

All  we  want  for  Christmas  is
Communism!
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Weihnachten soll ja die Zeit sein, in der wir mal allen Zwist hinter uns lassen
und einfach eine schöne Zeit miteinander haben. Es ist auch für die größten
Revolutionär:innen wichtig und richtig, wenigstens einige Stunden lang dem
Abfuck der Welt zu entfliehen, und wir wünschen euch alle, dass euch das die
Tage vergönnt  ist.  Aber  wäre  es  nicht  schön,  wenn man gar  nicht  erst
entfliehen  müsste?  Denn  eigentlich  ist  allen  klar,  dass  die  wenigsten
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Menschen auf dieser Welt die nächsten Tage in irgendeiner Art und Weise
besinnlich oder gar friedlich begehen können werden. In Gaza und in der
Ukraine toben Kriege, und die Menschen werden nicht nur von Waffengewalt
bedroht, sondern leiden auch unter der Kriegszerstörung in den Gebieten.
Insbesondere  in  Gaza  sind  die  Lebensmittel  extrem  knapp:  das  UN-
Welternährungsprogramm geht davon aus, dass hier über 500.000 Menschen
zu verhungern drohen und so gut wie jeder gerade unter akutem Hunger
leidet.  Aktuell  gibt  es  weltweit  42  Kriege.  Aufgrund  dessen  (und  auch
aufgrund von Armut und Umweltkatastrophen) befinden sich auf der Welt
gerade  über  110  Millionen  Menschen  auf  der  Flucht.  Die  größten
Flüchtlingsbewegungen finden im Moment aus Syrien und aus Venezuela
statt.  Und auch  die  Spannungen zwischen  den  imperialistischen  Staaten
spitzen sich immer weiter zu, wie wir es unter anderem in der Ukraine sehen
konnten: die Neuaufteilung der Welt, also der Kampf um die Einflussgebiete
in der halbkolonialen Welt durch die Imperialist:innen, ist im vollen Gange.

Aber  die  Vielfachkrisen  machen  nicht  einmal  vor  den  Toren  der
kernimperialistischen Zentren halt. Wenn wir vor unsere Haustür schauen,
sehen  wir  ebenso:  Arbeitslosigkeit,  Armut,  Ausbeutung,  Obdachlosigkeit,
Inflation und der damit einhergehende massive Reallohnverlust, Kürzungen
von Sozialleistungen und von Investition in Bildung und Gesundheit, Gewalt
gegen Unterdrückte und einen fortwährenden Rechtsruck. Und das während
die Kapitalist:innen ihre Profite an die Investor:innen verteilen und in ihre
Privatjets steigen, um das Weihnachtsfest wahlweise in St. Moritz oder Aspen
zu verbringen. Selbst die bürgerlichen Ökonom:innen weisen darauf hin, dass
wir  uns  aktuell  in  einer  äußerst  krisenhaften  Situation  befinden.  Der
internationale  Währungsfonds  sagt  für  das  Jahr  2024 weiterhin  ein  sehr
geringes Wachstum voraus, das niedrigste seit Jahrzehnten.

Die  weltweite  Lage ist  also  denkbar  schlecht  und daran sollten wir  uns
erinnern, wenn die Songs im Radio von weihnachtlicher Liebe und Frieden in
der Welt spielen. Wie können wir also dafür sorgen, dass es nicht bloß ein
Schein, sondern echte Einigkeit und Solidarität entsteht?



Das größte Geschenk an die Menschheit: ein
revolutionärer Systemwechsel
Die  Krisen  des  Kapitalismus,  die  all  das  Leid  und  die  Ausbeutung
verschärfen, passieren nicht zufällig, sondern sind in seinen systemischen
Gesetzmäßigkeiten verankert. Einen Kapitalismus ohne Krisen kann es also
gar nicht geben, denn das Kapital hat keine inneren Grenzen und strebt nach
immer  größerem Wachstum,  was  automatisch  zu  Währungsabwertungen,
Börsencrashs, Insolvenzen und Schulden führen muss. Besonders relevant ist
hier der tendenzielle Fall der Profitrate, welcher laut Marx zu den periodisch-
wiederkehrenden Krisen führt und den inneren Widersprüchen des Kapitals
entspringt.

Die Ungerechtigkeiten, die in Kapitalismus letztendlich dadurch entstehen,
dass  nicht  die  Arbeiter:innen  selber  die  Produktionsmittel  besitzen  und
verwalten, sondern die Kaptialist:innen, sollten uns nicht als naturgegeben
vorkommen, denn über die Geschichte der Menschheit hinweg gab es sehr
viele verschiedene Formen, wie Menschen zusammen gewirtschaftet haben
und  das  ging  auch  ohne  Ausbeutung.  Immer  wenn  eine  neue
Gesellschaftsform  auftritt,  müssen  sich  die  inneren  Widersprüche  des
vorherigen Systems sich so sehr zugespitzt haben, dass es Zeit für eine neue
Produktionsweise wird. Und hinsichtlich des Kapitalismus ist die Zeit schon
lange  reif.  Mit  einer  gerechten  Gesellschaft  können  wir  die  Ideale  des
Weihnachtsfests, die im Kapitalismus nur Floskeln sind, wahr werden lassen:
Nächstenliebe, Selbstlosigkeit, Einigkeit, Freude und Frieden für die ganze
Welt.

Wir wollen in einem System leben, wo die Produktion und alle Regeln des
Zusammenlebens  demokratisch  durch  die  Arbeiter:innenklasse  nach  den
Bedürfnissen der Bevölkerung geplant wird: dem Sozialismus. Natürlich ist
der Sozialismus noch eine Gesellschaftsform, indem das Bewusstsein der
Klassengesellschaften, mitsamt des reaktionären Gedankengut,  noch nicht
vollständig überwunden ist. Es stellt aber zumindest einen Schritt dar, um
durch Enteignung der Betriebe und Zerschlagung des Staatsapparats, einen
Grundstein in Richtung befreite klassenlose Gesellschaft (aka Kommunismus)



zu  legen.  Bekanntermaßen  gab  es  schon  diverse  Versuche,  den
Kommunismus zu erreichen, die jedoch gescheitert sind. Grund dafür war,
dass die Revolutionen auf halbem Wege stecken geblieben sind, sodass es
eben keine  echte  Arbeiter:innenkontrolle  gab,  sondern dass  die  Betriebe
zwar  enteignet  waren,  jedoch  die  Planung  klassenfernen  Bürokrat:innen
überlassen wurde, die lieber ihre Stellung mitsamt ihrer Privilegien sichern
wollten. Wenn wir uns wirklich für die Befreiung aller Menschen einsetzen
wollen,  dann dürfen wir es nicht fürchten,  einen revolutionären Umsturz
anzustreben. Denn wir sollten uns keine Illusionen machen: über Reformen
und  Wahlen  werden  wir  nichts  reißen  können,  denn  die  bürgerlichen
Pol i t iker : innen  und  Parte ien  vertreten  die  Interessen  der
Kapitalist:innenklasse  und  werden  es  nicht  zulassen,  dass  sie  durch
Enteignungen  ihrer  Betriebe  ihrer  Existenz  als  Klasse  beraubt  werden.

Wie kommen wir dahin?
Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  brauchen  wir  eine  internationale
Massenbewegung  bestehend  aus  Arbeiter:innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten,  die gemeinsam für eine bessere Zukunft  kämpfen wollen,
denn  der  Kapitalismus  lässt  sich  nicht  innerhalb  von  Staatsgrenzen
überwinden, da er selbst ein internationales System ist. Wir müssen uns da
organisieren, wo wir uns täglich aufhalten: in den Schulen, den Unis und den
Betrieben. Streiks dürfen dann nicht nur als ein symbolisches Mittel gesehen
werden oder nur als etwas, was Verbesserungen innerhalb des Kapitalismus
erkämpfen kann oder Angriffe gegen die Arbeiter:innenklasse abwehren soll,
sondern als ein Kampfmittel, was in Form eines politischen Generalstreiks
die Existenz der Kapitalist:innen angreift und ihnen die Möglichkeit nimmt,
Arbeiter:innen für ihren Profit auszubeuten.

Kein  Wunschzettel:  das  revolutionäre
Programm
Leider  ist  es  so,  dass  viele  Arbeiter:innen  aktuell  überhaupt  kein
Klassenbewusstsein haben. Sie sind zwar unzufrieden mit ihrer Situation,
aber  da  es  zurzeit  keine  starke  linke  Bewegung  gibt,  treibt  diese



Unzufriedenheit sie eher in die Hände der Rechtspopulist:innen wie der AfD.
Das Klassenbewusstsein ist jedoch notwendig, damit sie überhaupt in der
Lage sind,  um für ihr  objektives Klasseninteresse –  das Überwinden des
Kapitalismus – einzutreten. Um nicht einfach nur abstrakte Forderungen wie
„Wir wollen Sozialismus“ zu skandieren, müssen wir Übergangsforderungen
aufwerfen.  Diese  beziehen  sich  auf  aktuelle  Missstände  und  machen
Vorschläge, für die man auch im hier und jetzt schon konkret eintreten kann,
die aber auch die Systemfrage stellen. Auf diese Art und Weise knüpfen sie
einerseits an den persönlichen Umständen an, gegen die sich Arbeiter:innen
einsetzen wollen, können diese in Widerspruch mit dem aktuellen System
bringen, und können auch schon durch diese sehr konkreten Forderungen
den  Weg  zum  Sozialismus  aufzeigen.  Ein  Beispiel  für  eine  solche
Übergangsforderung  wäre  die  entschädigungslose  Enteignung  unter
Kontrolle  der  Arbeiter:innenklasse  und  Jugend  von  leerstehendem
Wohnraum,  welcher  nur  als  Spekulationsobjekt  bereit  steht,  und  die
kostenfreie  Unterbringung  von  Geflüchteten,  Obdachlosen  und  weiteren
Bedürftigen, wie zum Beispiel Betroffen von häusliche Gewalt. Würde sich
die  Weihnachtsgeschichte  heute  abspielen,  so  hätte  diese  Forderung
sicherlich auch Maria und Josef geholfen und das Christkind hätte nicht in
einer  Krippe  geboren  werden  müssen.  Die  Forderung  setzt  bei
verschiedensten  Missständen  an  und  bringt  sie  alle  unter  einen  Hut,
außerdem  stellt  man  sich  die  Frage,  warum  eigentlich  die  gemeinen
Immobilieneigentümer lieber die Mietpreise in die Höhe schießen lassen,
anstatt den Wohnraum freizugeben: eine Kernfrage des Systems. Die Lösung
wird  ebenso  präsentiert  und  damit  aufgezeigt,  dass  nur  die
Arbeiter:innenklasse für eine gerechte Verteilung von Wohunraum sorgen
kann.  Diese  Übergangsforderungen  gilt  es  in  einem  revolutionären
Programm zusammen zu fassen und in die Arbeiter:innenklasse herein zu
tragen.  Gute  Ansätze  liefern  hier  zum  Beispiel  bereits  bestehende
Arbeitskämpfe,  aber  auch  bei  sozialen  Bewegungen ist  das  möglich  und
notwendig.  Wichtig  ist  aber  auch,  dass  jede:r  Einzelne  von  uns  sich
organisiert.  Damit  hat  leider  der  Wunsch einer  gerechteren  Gesellschaft
weniger etwas von einem Weihnachtsgeschenk, was man einfach bekommt,
sondern  viel  mehr  von  einem  Neujahrsvorsatz,  wofür  wir  aktiv  werden
müssen.  Also:  Die Weihnachtstage gut überstehen,  vielleicht  sogar etwas



Energie tanken, und dann ran an’s Werk!

6 Mythen über Weihnachten, die
wir  dem  Kapitalismus  zu
verdanken haben
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Weihnachten:  Besinnlichkeit,  Liebe  und  tolle  Geschenke  –  oder?!  Vielen
dürfte klar sein, dass es sich hier um Mythen handelt, die für die meisten
Menschen in der Realität komplett anders aussehen. Denn die unbeschwerte
Weihnachtszeit  voller Magie und Vorfreude, wie wir sie aus Erzählungen
kennen und auf die wir jedes Jahr erneut hoffen, ist eine sorgfältig fabrizierte
Illusion des Kapitalismus.

So  schön  und  erstrebenswert  sie  auch  erscheinen  mag:  Gerade  jene
kapitalistischen Gesellschaftsstrukturen halten uns davon ab, im Dezember
(und auch im Rest des Jahres) eine wirklich schöne Zeit zu verbringen. In
diesem Artikel wollen wir uns sechs Mythen konkret anschauen.

Mythos 1: Weihnachten ist das Fest der Liebe
und der Familie
In  Werbungen und Weihnachtsfilmen können wir  es  sehen:  die  liebende
Familie, die sogar für den rassistischen Onkel noch einen Platz am Tisch frei
hat,  in  der sich niemand streitet  (schon gar nicht  über Politik)  und alle
zufrieden sind. Klingt zu schön um wahr zu sein, und so ist es auch, wenn wir
uns die Zahlen dazu anschauen: 30% der Familien berichten von großen
Streitigkeiten und 60% von massiven Beziehungsproblemen.
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Wenn  der  Stress,  die  Überreiztheit  und  die  enthemmende  Wirkung  von
Alkohol aufeinandertreffen, können lebensbedrohliche Situationen entstehen.
Um Weihnachten herum ist  die Zahl der Femizide so hoch wie während
keiner anderen Jahreszeit, niemals gibt es so viel Gewalt gegen Kinder. Die
räumliche Enge, die Abschottung von sozialen Kontakten und Rückzugsorten
außerhalb  der  Familie,  sowie  der  erschwerte  Zugang  zu  medizinischer
Versorgung führen dazu, dass die Überfüllung der Frauenhäuser jetzt gerade
ihren jährlichen Höchststand erreicht.

Diese Umstände sind auf die Veränderungen innerhalb der kapitalistischen
Strukturen zurückzuführen: Früher wurde das Fest in der Dorfgemeinschaft
begangen,  nicht  abgelegen  im  trauten  Familienheim.  Doch  die
Industrialisierung und der Wegzug vieler Arbeiter:innen in die Städte führte
zu einer immer größeren Entfremdung von der Gemeinschaft  und einem
Rückzug  in  die  Familie.  Für  die  kleinbürgerliche  Familie  konnte  ein
besonders  schönes,  pompöses  Weihnachtsfest  zu  einer  Abgrenzung
gegenüber dem ärmlichen Industrieproletariat werden. Während die Kinder
der  bürgerlichen Haushalte  mit  neuen Spielzeugen überschüttet  wurden,
bekamen  die  ärmeren  Kinder  nichts  Vergleichbares.  Besonders  die
Spielzeugindustrie  hatte  einen großen Einfluss  darauf,  dass  Weihnachten
zum „Fest des Kindes“ werden konnte, denn kaum eine andere Zeit im Jahr
bietet so viele Möglichkeiten, den Umsatz anzukurbeln.

Dabei muss hinzugefügt werden, dass die Erfindung von Kinderspielzeug ihre
Grundlage in der Wegentwicklung von den feudalen Lebensverhältnissen hat.
Erstmals  wurde  die  Kindheit  als  ein  eigener,  beachtenswerter
Lebensabschnitt begriffen, den es mit Erziehung und Bildung zu füllen galt.
Die  Kinder  der  städtischen  Gesellschaft  sollten  vom  „echten  Leben“
ferngehalten werden, wohingegen sie früher ein normaler Teil davon sein
durften, und wenn sie noch so klein waren.

Um  der  Entmündigung,  Vereinsamung  und  der  Abhängigkeit  vom
Familienfrieden entgegen zu wirken, treten wir für die Vergesellschaftung
von  Hausarbeit  und  Wohnraum  ein,  um  zu  einem  neuen,  solidarischen
Gemeinschaftsgefühl zu kommen, bei dem niemand auf der Strecke bleiben,
geschweige denn in den Wintermonaten auf der Straße erfrieren muss.



Mythos  2:  Früher  gab  es  mehr  Schnee  an
Weihnachten!
Weiße Weihnachten gibt es nicht mehr und Schuld ist der Klimawandel –
oder?  Wir  wollen  hier  sicherlich  nicht  leugnen,  dass  sich  die
Durchschnittstemperaturen  im  Dezember  in  den  letzten  Jahren  und
Jahrzehnten erhöht haben. Aber mit dem Mythos der weißen Weihnachten
müssen wir trotzdem brechen. Denn in vielen Regionen war es schon früher
eine Ausnahme, wenn an Weihnachten Schnee lag.

Klassischerweise  wird  auch  vom  „Weihnachtstauwetter“  gesprochen,
während der Januar der schneereichste Monat des Jahres ist. Deshalb waren
viele  Weihnachtskartenmotive bis  zur  ersten Hälfte  des 19.  Jahrhunderts
eher  herbstlich  bis  frühlingshaft,  bis  es  möglich  wurde,  Postkarten  zu
verschicken. Motive aus Neuengland wurden populär, wo Ende Dezember
Schnee lag.  Außerdem nahm in  Europa der  Alpentourismus zu,  und zur
Weihnachtszeit wurden aus diesen Regionen Postkarten mit Schneemotiven
verschickt.  Durch  das  Schüren  der  Sehnsucht  nach  Schnee  wurde  das
Tourismus-Marketing weiter angekurbelt. Wer Lust auf weiße Weihnachten
hatte, musste wegfahren. Die alpine Wirtschaft freut sich nach wie vor, wenn
die Umsätze in die Höhe schießen, während die Natur in den Bergen unter
dem Skitourismus leidet.

Heute  kann  die  Besinnung  auf  weiße  Weihnachten  auch  konservativ
angehaucht sein, in Form der Romantisierung der „guten, alten Zeiten“, in
denen das Leben noch in den richtigen Bahnen zu verlaufen schien, ohne
öffentliche Liebesbekundungen von queeren Personen oder gar „gendern“.
Auch  die  romantische  Verklärung  des  Weihnachtsfests  durch
Weihnachtslieder und Romane wie „Eine Weihnachtsgeschichte“ von Charles
Dickens führten zu dem Bild, dass an Heiligabend dicke Schneeflocken fallen
und der Weihnachtsmann mit dem Schlitten kommen muss.

Mythos  3:  Der  Weihnachtsmann  trug  schon



immer rot!
Apropos Weihnachtsmann:  Klassischerweise trägt  der ja  rot  und erinnert
aufgrund  seines  Bartes  manche  von  uns  an  Karl  Marx.  Doch  der
Weihnachtsmann ist alles andere als ein Marxist, denn jedes Jahr aufs Neue
bringt er den reichen Kindern viel  mehr und teurere Geschenke als den
armen  Kindern.  Das  führt  nicht  nur  zu  Enttäuschung  unterm
Weihnachtsbaum und einem schlechten Gewissen bei den Eltern, sondern
auch  zu  Ausgrenzung  in  der  Schulklasse  für  viele,  die  nicht  mit
Markenklamotten oder den neuesten technischen Geräten glänzen können.

Das Bild des Weihnachtsmannes in Rot  ist  eine Leistung der Marketing-
Abteilung  von  Coca-Cola,  welche  dieses  Bild  seit  vielen  Jahrzehnten  mit
globalen Werbekampagnen prägt. Den Weihnachtsmann selbst gab es schon
vorher: Er wurde im 16. Jahrhundert zum Leben erweckt und anschließend
mit einem anderen Volksmärchen verbunden: dem Sankt Nikolaus, einem
griechischen  Bischof,  der  angeblich  Nonnen  aussendete,  um den  Armen
Geschenke  für  ihre  Familien  zu  überbringen.  Daher  stammt  auch  der
englische Name „Santa Claus“.

Von diesem Gedanken ist heute wenig übrig geblieben, doch im Geiste dieser
Tradition (Achtung: Ironie!) sollten wir uns für ein Mindesteinkommen für
Jugendliche,  Schüler:innen  und  Studierende  einsetzen,  angepasst  an  die
Lebenssituation im jeweiligen Land, durch die Besteuerung von Reichtum
und  Kapi ta l ,  sowie  für  d ie  Ente ignung  der  Betr iebe  unter
Arbeiter:innenkontrolle, damit es der Armut nicht nur an Weihnachten an
den Kragen geht!

Mythos 4:  Die  Weihnachtszeit  ist  besinnlich
und friedlich
Die  Weihnachtszeit  ist  ja  sooo  besinnlich,  klar:  Geschenke,  Deko,  Essen
planen  und  organisieren,  putzen  und  nebenbei  auch  noch  Überstunden
machen – läuft! Das trifft hinsichtlich der Hausarbeit und des Mental Load
besonders Frauen, aber dazu erfahrt ihr in dem morgigen Artikel mehr.



Was noch hinzukommt ist, dass Frauen aufgrund ihrer Verpflichtungen im
Haushalt  auch  oft  im  Niedriglohnsektor  angestellt  sind,  oft  auch  mit
mehreren  Mini-  oder  Teilzeitjobs,  um  flexibel  für  die  Kinder  sorgen  zu
können.  Die  Arbeiter:innen  in  diesem  Sektor  müssen  während  der
Weihnachtszeit  besonders  hart  ackern.  Denn  wo  sollen  die  Geschenke
herkommen, wenn nicht aus den Läden, die in manchen Städten auch noch
zum verkaufsoffenen Sonntag einladen? Das Gleiche gilt natürlich auch für
die  Gastronomie,  die  Logistik-  und  Paketdienste.  Schlechte
Arbeitsbedingungen,  wenig  Lohn,  Überstunden  und  im  schlimmsten  Fall
auch  noch  Kund:innen,  die  wütend  werden,  wenn  irgendetwas  nicht
funktioniert,  wie  sie  es  möchten.  Das  ist  die  Realität  von  vielen,  damit
Weihnachten für alle anderen zum Erfolg werden kann.

Hier  sollten  wir  für  Lohnerhöhungen  und  Inflationsausgleiche  eintreten,
sowie,  wie  bereits  erwähnt,  die  Frage  der  Enteignung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  aufwerfen.  Denn  nur  im  Sozialismus  wäre  es
anschließend möglich, die gesamtgesellschaftliche Arbeitszeit zu verringern,
damit nicht nur Weihnachten ruhig und besinnlich werden kann. Wir können
zwar  jetzt  schon  beispielsweise  für  eine  4-Tage-Woche  bei  vollem
Lohnausgleich eintreten, jedoch ermöglicht erst die demokratisch-geplante
und  bedarfsorientierte  Wirtschaftsweise  einen  derartigen  Fortschritt,  da
auch viel weniger produziert werden müsste, wenn nicht “der Markt“ (aka
die Kapitalist:innen) die Produktion bestimmt, sondern die Arbeiter:innen.
Des Weiteren können auch so Ressourcen für Innovationen in der Produktion
frei gemacht werden, um die Prozesse noch effektiver zu gestalten.

Auch für Schüler:innen bedeutet die Weihnachtszeit Stress: Kurz vor den
Ferien stehen zahlreiche Klausuren an, und schon kurz nach den Ferien geht
es weiter mit den Halbjahreszeugnissen. Von Leistungsdruck, Notenterror
und dem ständigen Lernen gibt es kaum eine Verschnaufpause. Kann da
wirklich noch von Besinnlichkeit die Rede sein?

Mythos  5:  Selbstlosigkeit  und  Mitgefühl



gehören  zum Weihnachtsfest  dazu!
Frieden und gute Taten gehören für viele zu den Weihnachtstraditionen dazu,
besonders  für  wohlhabende  Menschen.  Dann  schauen  sie  Filme  mit
rührseligen Botschaften an, packen Geschenke für Kinder aus bedürftigen
Familien ein, sind besonders nett zu Obdachlosen und spenden an NGOs.

Was erst einmal toll klingt, hat natürlich einen konkreten Zweck: Wer sich
einmal  im  Jahr  durch  eine  Spende  an  die  Tafel  oder  das  Tierheim das
Gewissen reinwäscht, braucht nicht wirklich für Veränderungen eintreten.
Dann kann man weiterhin die SPD wählen und Kürzungen des Bürgergeldes
befürworten,  anstatt  für  gesellschaftliche Veränderungen einzutreten,  mit
denen Obdachlosigkeit und Armut auf den Scheiterhaufen der Geschichte
geworfen werden können.

Eine solche Perspektive können uns NGOs nicht bieten, denn wenn sie im
Kapitalismus bestehen wollen,  dann müssen sie zu einem gewissen Grad
auch nach  dessen  Regeln  spielen.  Auch,  wenn nicht  alle  von  ihnen  nur
Kapitalinteressen vertreten, dienen Stiftungen wie die Bill & Melinda Gates
Foundation  dazu,  den  Kapitalist:innen  ein  menschlicheres  Antlitz  zu
verleihen  und  das  System dadurch  zu  stabilisieren.  Wir  brauchen  keine
privaten Vereine, die sich mit ihrer Wohltätigkeit inszenieren und sich dabei
große  Teile  der  Spenden  in  die  eigene  Tasche  stecken,  sondern  eine
konsequente Verstaatlichung der Bildungs- und Gesundheitssektoren, damit
unser Wohlergehen eben nicht länger von willkürlicher Spendenbereitschaft
abhängt!

Auch  Geschenke,  mit  deren  Einnahmen  vermeintlich  soziale  Zwecke
unterstützt werden, wie beispielsweise handgefertigte Kerzen oder andere
Produkte  aus  Behindertenwerkstätten,  sollen  nur  die  dortige
Überausbeutung  verschleiern.  Anstatt  eines  Lohns  bekommen  die
Arbeiter:innen dort ein sogenanntes „Taschengeld“ in Höhe von 1,46€ die
Stunde. Zynischer geht es also gar nicht!

Ebenso zynisch ist es, wenn Arbeiter:innen in der Weihnachtszeit den einen
oder  anderen  Happen  von  den  Kapitalist:innen  vorgeworfen  bekommen:



Weihnachtsfeiern, bei denen Essen und Getränke auf den Nacken des Chefs
gehen sowie 20 Euro Wunschgutscheine statt Weihnachtsgeld dienen nur der
kleinstmöglichen Befriedung der Arbeiter:innen, um den Frust aufgrund der
Krise und Inflation etwas abzuschwächen, anstatt einfach mal ein höheres
Gehalt zu zahlen. Altruismus sieht anders aus!

Mythos 6: Die Weihnachtszeit macht dick!
Über die Weihnachtszeit nimmt man zu – logisch, wenn man die ganze Zeit
von Leckereien und fettigen Speisen umgeben ist. Aber Moment mal, die
Statistiken  zeichnen  ein  ganz  anderes  Bild:  Die  „Weihnachtspfunde“
betragen im Durchschnitt 370 Gramm, das ist weniger als ein halbes Kilo und
damit wirklich nicht der Rede wert.

Warum hält sich dieser Mythos dennoch so hartnäckig?! Dafür sollten wir
einen Blick darauf werfen, was direkt nach Weihnachten ansteht: Richtig, der
Jahreswechsel.  Zu  einem  der  beliebtesten  Neujahrsvorsätzen  gehört  es,
abzunehmen. Deshalb schießen die Mitgliedszahlen in den Fitnessstudios zu
Beginn  des  Jahres  massiv  in  die  Höhe:  um  ca.  30%  steigen  die
Neuanmeldungen im Januar und Februar. Damit die Diätindustrie mitsamt
Abnehmpillen,  Schönheits-OPs,  Fitnessstudio-Mitgliedschaften  und  Sport-
Equipment was reißen kann, wird der Irrglaube der „Weihnachtspfunde“ in
unsere Köpfe gepflanzt.

Neujahr  ist  die  perfekte  Gelegenheit,  um die  christlichen  Tugenden  der
Mäßigung, des Fastens und des Verzichts zu Geld zu machen. Nicht umsonst
wird  Schokolade  mit  Vokabeln  wie  Sünde,  Verführung  und  Versuchung
beworben. Erst sollen wir zu Weihnachten die Waren kaufen und essen, und
anschließend sollen wir uns dafür schlecht fühlen und Buße leisten, weil wir
uns durch die christliche Todsünde der „Völlerei“ von Gott abgekehrt haben.

Es wird verlangt, dass wir außer Acht lassen, dass Essen ein Grundbedürfnis
ist,  und  uns  von  unserem eigenen  Körper  entfremden,  indem wir  unser
Hungergefühl als einen bösen Trieb verstehen, der bezwungen werden muss,
um näher am „Heiligen“ und weniger abhängig vom „Weltlichen“ zu sein.



Wir sind dagegen, dass die Marketing-Abteilungen der Schönheitsindustrie
uns einreden, unsere Körper wären nicht gut genug. Daher sagen wir: Gegen
die unterdrückerischen Schönheitsideale in Werbung und Medien! Enteignet
die großen Medienhäuser und die kulturschaffende Industrie!

Investoren  raus  aus  der  Liga!
Gegen  Kommerz,  für
Mitbestimmung  von  Fans  und
Angestellten!
von Brokkoli Bittner & Leonie Schmidt, Dezember 2023

Die Deutsche Fußballliga (DFL) stimmt einem Investoreneinstieg zu.  Das
hieß es letzte Woche überall in den Nachrichten. Und auch schon davor gab
es eine große Debatte um das Thema, denn es ist nicht das erste Mal, dass
ein Investoreneinstieg von der DFL diskutiert wird. Im Mai wurde das schon
mal in Erwägung gezogen, aber damals von den Klubs abgelehnt. Die DFL
hat  nun kleine Teile  geändert,  doch die  Kernprobleme bleiben bestehen.
Denn  die  Bundesliga  entwickelt  sich  zunehmend  zu  einem  immer
kommerzielleren  Produkt.  Dank  dieser  kürzlich  verabschiedeten  Reform
können  die  Führungskräfte  der  DFL  jetzt  8%  der  Einnahmen  aus  dem
Verkauf der Fernsehübertragungsrechte an einen privaten Investor abtreten.
Hierfür soll eine neue Tochtergesellschaft ins Leben gerufen werden. Dieser
Handel dürfte insgesamt etwa eine Milliarde Euro generieren und soll eine
maximale Laufzeit von zwanzig Jahren haben. Die neu erworbenen Mittel
sollen dann für die digitale und internationale Vermarktung der Bundesliga
eingesetzt  werden,  beispielsweise  durch  einen  Streamingdienst  oder
finanzielle  Unterstützung  für  Vereine,  die  Trainingslager  auf  anderen
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Kontinenten abhalten. Darüber hinaus sollen etwa 300 Millionen Euro an die
Vereine  der  ersten  und  zweiten  Liga  fließen,  um  die  sogenannte
„internationale  Konkurrenz“  zu  gewährleisten  und  eventuell  entstehende
Verluste auszugleichen. Früher erhielten die Vereine die vollen Einnahmen
aus  den  Medienrechten  direkt  nach  einem  festgelegten  Schlüssel
zugewiesen.  Ein  Teil  dieser  Einnahmen  geht  nun  an  die  zukünftigen
Investoren.

Auswirkungen
Dieser Schritt sorgt dafür, dass die Schere zwischen Liga und Fans immer
größer wird. Schon jetzt haben die Fans viel zu wenig in der Liga und in den
Klubs zu sagen. Auch das liegt mitunter daran, dass die meisten Klubs keine
Vereine sind,  sondern als  Konzerne geführt  werden.  Sie  werden also im
Sinne einer gewissen Profitlogik betrieben, wo die Fans nicht mitentscheiden
können und der  Sport  kapitalistisch  ausgeschlachtet  wird.  Dies  führt  zu
Streitigkeiten zwischen Fans und dem eigenen Klub, da oft Entscheidungen
über Spieler, Trainer oder Sponsoren getroffen werden, die den Fans nicht
passen.

Außerdem  sehen  wir  seit  Jahren  immer  nur  dieselben  Vereine  in  der
Bundesliga, zumindest an der Spitze der Liga. Bei Ab- und Aufstiegen gibt es
durchaus manchmal Überraschungen. Aber auch diese Eintönigkeit durch die
Monopolbildung ist die Folge von Kommerzialisierung: Mächtige Profivereine
mit gigantischen Werbedeals und Börsennotierung oder anderen Investoren
durch  namhafte  Marken  können  sich  natürlich  bessere  Spieler,  Trainer,
Trainingslager, Mannschaftsärzte und sonstiges Equipment leisten als kleine
Vereine. Dadurch ist der Sport für manche uninteressanter geworden. Aber
machen wir  uns nichts  vor:  der  deutsche Fußball  hat  nach wie vor  den
höchsten  Zuschauerschnitt  der  Welt.  Gerade  deswegen  ist  hier  für  die
Investoren auch viel zu holen. Außerdem sehen wir, dass auch jetzt schon die
Ticketpreise steigen.

Und diesen Zustand soll jetzt ein Investor verbessern? Eine Liga, die durch
Kommerzialisierung gegen die Interessen der Fans kämpft und seit Jahren
keine neuen Spitzenvereine hervorbringt, so dass es ein wenig interessanter



werden könnte, soll durch noch mehr Kommerzialisierung gerettet werden?
Wohl kaum. Denn der Einstieg wird eher dazu führen, dass die hochrangigen
Klubs noch mehr Möglichkeiten haben, an der Spitze des deutschen Fußballs
zu bleiben, da nur sie es sind, die Teil einer internationalen Vermarktung
sein  können.  Denn  mal  ehrlich:  Welche  internationalen  Fans  haben
Zweitligavereine vorzuweisen?! Des Weiteren werden die Gelder immer noch
nach  dem  festgelegten  Schlüssel  verteilt,  der  die  bereits  erfolgreichen
Vereine  klar  bevorzugt.  Ebenso  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die
Investoren auch ein  Mitbestimmungsrecht  einfordern,  um ihre  Profite  so
hoch wie möglich zu treiben. Dies könnte dazu führen, dass nicht nur am
Wochenende gespielt wird, sondern auch unter der Woche. Denn wenn es
mehr Spiele gibt, die nicht gleichzeitig stattfinden, kann mehr übertragen
werden und die Profite gehen in die Höhe. Doch genau das zerstört auch
Fan-Kultur. Denn es verunmöglicht den Fans ihren Vereinen, nachzureisen,
wenn sie erst um 18 Uhr aus dem Betrieb kommen und am nächsten Morgen
wieder  auf  der  Matte  stehen  muss.  Außerdem  können  aufwendige
Choreografien nur noch schwer durchgeführt werden. Die Gefahr, dass die
Ticketpreise weiter steigen, steht auch im Raum. Auch ohne Investoren in die
DFL passiert das schon. Obwohl gerade bei einer Inflation sich auch ohnehin
viele das Fansein nicht mehr leisten können, sehen wir auch in anderen
Bereichen,  zum Beispiel  in  Krankenhäusern  oder  beim Wohnen,  wie  die
Privatisierung der breiten Masse geschadet hat.

Widerstand leisten!
Wir  müssen  also  auch  im  Fußball  wie  überall  Widerstand  gegen  die
Kommerzialisierung  leisten  und  diesen  Widerstand  gibt  es  sogar  schon.
Fangruppen haben in einem gemeinsamen Statement bekannt gegeben, dass
es in den ersten 12 Minuten in den Kurven keine Gesänge und auch keine
Fahnen geben wird. Zusätzlich wurden jetzt schon massenhaft Banner gegen
die Vorhaben der DFL gezeigt, und Fans haben für Spielunterbrechungen
gesorgt  durch  Pyrotechnik  und  das  Werfen  von  Tennisbällen
und Schokomünzen auf den Platz. Und mit diesen Kampfmitteln ist den Fans
auch  gelungen,  andere  Versuche  der  Kommerzialisierung  der  DFL  zu
verhindern.  So  wurde  zum  Beispiel  der  Montagsspieltag  verhindert.



Doch hier geht es um mehr: Die DFL will eine ganze Sportart verscherbeln.
Um das zu stoppen, muss mehr getan werden. Es muss sich zum Beispiel mit
den Angestellten der DFL, der Vereine, der Security- und Catering-Firmen
zusammengetan werden, denn die Interessen von Investoren könnten auch
ihre Arbeitsbedingungen angreifen. Auch die Spieler müssen mit einbezogen
werden,  denn nur so können wir es schaffen,  dass Spiele gar nicht erst
außerhalb des Wochenendes stattfinden.

Forderungen
A u ß e r d e m  m ü s s e n  s i c h  d i e  F a n s  n i c h t  n u r  g e g e n
den  Investoreneinstieg  zusammentun,  sondern  auch  gegen  die  allgemein
fortschreitende Kommerzialisierung des Fußballs:

Gegen den Fußball der Konzerne. Wir wollen nicht, dass das Geld
von GmbHs und AG gegeneinander spielt.
Für die Zerschlagung der Sportverbände und eine Enteignung unter
Arbeiter:innenkontrolle!
Für mehr Mitbestimmung: Komitees für die Liga und die Vereine
bestehend aus Fans, Spielern, Trainern und der Arbeiter:innenklasse!
Fußball muss sich jeder leisten können: Ticketpreise runter! Fußball
ist Sport der Massen, nicht der Reichen.
Durchschnittliche Arbeiter:innenlöhne für Profisportler!

Gegen Rechtsruck & die  Krise:
Kampf  dem  Kapital  lautet  die
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Devise!
von Flo Weitling, Dezember 2023

Nach den Wahlerfolgen für die AfD in Sonneberg und Raguhn-Jeßnitz ist es
nun auch in Pirna dazu gekommen: Der von der AfD unterstütze Kandidat
Tim Lochner entschied gestern die Wahl zum Oberbürgermeister für sich. Er
ist  zwar  überhaupt  nicht  in  der  AfD und nach seinem Austritt  aus  dem
rechten Flügel der CDU parteilos, fiel jedoch mit seiner rechten Kritik an der
Geflüchtetenpolitik der Bundesregierung auf. Außerdem verbreitete er in der
Vergangenheit die Verschwörungstheorie des Bevölkerungsaustauschs.

Aber  nicht  nur  in  Kommunalämtern  gewinnt  die  AfD  an  Zuwachs.  Alle
Umfragen, ob bei Landes- oder Bundestagswahlen, verorten die AfD bei über
20 teilweise sogar 30 Prozent. Und im nächsten Jahr werden uns nicht nur
die  Landtagswahlen  in  Brandenburg,  Sachsen  und  Thüringen,  sondern
ebenfalls  die  Europawahl  erwarten.

Dabei laufen aktuell alle Parteien nach rechts, sodass sogar Olaf Scholz von
der  SPD  schon  das  AfD-Wahlprogramm  auf  der  Titelseite  vom  Spiegel
propagierte und mehr Abschiebungen forderte.

Doch dieser immer weiter voranschreitende Rechtsruck hat seinen Ursprung
in der dem Kapitalismus eingeschriebenen Krise, welche wir aktuell an der
Inflation und der Verschlechterung der Lebens- und Arbeitsverhältnisse am
eigenen Leib spüren können. Parteien wie die CDU, die Grünen, die SPD und
auch die Linkspartei sind nicht in der Lage, die richtigen Antworten darauf
zu finden. Daher wenden sich immer mehr Wähler:innen der AfD zu, da diese
es  durch  ihren  Rechtspopulismus  schaffen,  den  Schein  von  richtigen
Antworten auf die Krise zu geben und einen Sündenbock für die Misere der
Bevölkerung, laut der AfD die Geflüchteten, benennen können. Deswegen
heißt  Kampf dem Rechtsruck auch Kampf der Krise und letztendlich die
Überwindung des kapitalistischen ausbeuterischen Systems!

Es gilt sich dem daraus folgenden immensen Anstieg von Rassismus, welcher
sich unter anderem in massenhaften Abschiebungen ausdrückt, konsequent
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entgegenzustellen.

Wir fordern:

offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
unabhängige  Antidiskriminierungsstellen  an  Schulen,  Unis  und
Betrieben!
Massive Lohnerhöhung & automatischer Inflationsausgleich in Form
einer gleitende Lohnskala
Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Profit aus
der Krise schlagen!
Kampf  der  AfD heißt  Kampf  dem Kapital!  Für  ein  revolutionäres
Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!

Kohle  für  die  Chefs,  Krise  für
alle Anderen! Die Deutsche Bahn
& der Kapitalismus
Von Lia Malinovski, Dezember 2023

Verspätungen, Zugausfälle, Umleitungen, Störungen. Steht man mal länger
an einem Hauptbahnhof in Deutschland, erschrickt man fast, bei der Zahl der
Pro-bleme,  die  im Minutentakt  durch die  Lautsprecher  an die  Fahrgäste
durchgesagt werden.

Im Jahr 2023 waren bis 11.12. weniger als 65% der Züge im Fernverkehr
„pünktlich“, im Dezember sogar weniger als 50%! Als pünktlich gelten in der
Statistik  Züge,  die  weniger  als  6  Minuten  später  als  geplant  in  einem
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Bahnhof  oder Haltepunkt halten.  Auch werden in der Statistik  nur Züge
gezählt,  die überhaupt gefahren sind.  Die Gründe für Verspätungen sind
ganz unterschiedlich: sei es die marode Infrastruktur, seien es die vielen
Bau-stellen, teilweise auch der Personalmangel; sie alle haben gemeinsam,
dass sie vor 30 Jahren, vor der Bahn-reform, kaum bis gar nicht existierten,
schon gar nicht in diesem Ausmaß.

Marode Infrastruktur, Personalmangel, usw. –
ein kapitalistisches Problem!
Es ist  das Jahr 1994, die Deutsche Bundesbahn (BRD) und die Deutsche
Reichsbahn (DDR) fahren parallel zu-einander. Nach der Annexion der DDR
durch die BRD wollte man das Eisenbahnsystem vereinheitlichen und eine
gesamtdeutsche Eisenbahn aufbauen. Außerdem wollte man Wege suchen,
die  massive  Verschuldung  der  Bahn  aufzulösen.  Geboren  war  das
Eisenbahnneuordnungsgesetz,  durch  das  die  beiden  Staatsbahnen,  ganz
entsprechend  des  radikal  neoliberalen  Grundsatzes  der  Zeit,  zu  einer
privatwirtschaftlich  organisierten  Aktiengesellschaft  werden  sollten.
Ursprünglich sollte die so neu geschaffene Deutsche Bahn AG (DB) an die
Börse gehen. In den Führungsetagen der DB gab es nun Überlegungen, wie
das zu bewerkstelligen ist: Man entschloss sich dazu, viele Mitarbeitende zu
entlassen, Geld an allen Orten zu sparen, wo es ging, keine neuen Fachkräfte
auszubilden.  Man tat  also  das,  was  alle  Konzerne  tun,  wenn sie  wieder
schwarze Zahlen schreiben wollen.

Die Rechnung dafür dürfen wir heute bezahlen: Das fehlende Geld in der
Infrastruktur  macht  sich  bemerkbar,  viele  Streckenabschnitte  wurden
eingestampft,  die  Kapazität  von  noch  mehr  Streckenabschnitten  lässt  zu
Wünschen  übrig,  im  Winter  frieren  Weichen  ein  und  sind  nur  noch
eingeschränkt bis gar nicht befahrbar, Stellwerke sind völlig veraltet. Das
Fehlen von Fachkräften wird auch immer sichtbarer: In den nächsten Jahren
werden viele verbeamtete Kolleg:innen in allen Bereichen in Rente gehen, es
gibt  aber kaum fertig  aus-gebildete Arbeiter:innen.  Es klafft  eine riesige
Lücke zwischen der Generation, die noch vor 1994 verbeamtet wurde und
bald geht, und der neuen Generation, die noch ausgebildet werden muss. Bei



der S-Bahn Ham-burg zum Beispiel bestehen die Azubi-Lehrgänge für die
Lokführer:innen aus  etwa dreimal  so  vielen Menschen wie  noch vor  3-4
Jahren. Folge sind Raumprobleme, eine Abnahme der Ausbildungsqualität
und  teilweise  völlige  Planlosigkeit.  Und  das  bei  einem  der  wenigen
Unternehmen, das noch schwarze Zahlen schreibt und entsprechend zwar
mehr schlecht als recht,  aber dennoch, in der Lage ist,  auf die Krise zu
reagieren!  Wie  es  in  anderen  Bereichen  aussieht,  kann  man  sich
entsprechend  vorstellen.

Bonuszahlungen & Haushaltskrise
Die Vorstände der DB, Richard Lutz, Martin Seiler, Evelyn Palla und wie sie
nicht  alle  heißen,  bekommen  wahrscheinlich  eine  Bonuszahlung
ausgeschüttet  –  wofür  weiß niemand so genau.  Für die  Pläne,  die  Bahn
weiter  zu  zerschlagen?  Für  die  unfassbar  schlechten  Statistiken?  Fürs
Ignorieren der Beschäftigten? Für das Ab-wenden eines 50 Stunden-Streiks
der EVG? Für die gescheiterten Verhandlungen mit der GDL?

Es gäbe tausend Gründe, diese Zahlungen nicht auszuschütten. Nicht nur
dass  sie  ihren Job ganz offensichtlich nicht  im Sinne der  Bahn machen,
sondern aus-schließlich für den Profit, sondern auch, dass sie so frech sind,
uns zu erzählen,  sie  würden sich gut  um ihre Mitarbeitenden kümmern,
obwohl sie vor allem mit fragwürdigen Aktionen auffallen. Dazu kommt, dass
die Bundesregierung mit dem Geld für den Klimafonds auch Projekte der
Bahn finanziell  unterstützen wollte.  Dieses Geld fällt  jetzt  wahrscheinlich
weg. Während also an allen Ecken und Enden Geld fehlt, sollen die Vorstände
plötzlich Millionenbeträge bekommen. Ein Schlag ins Gesicht für alle, die bei
der Bahn arbeiten, auf sie angewiesen sind oder einfach nur wollen, dass sie
in einem guten Zustand ist!

Geld in Personal und Infrastruktur, statt in die
Taschen der Bosse!
Die Bonuszahlungen sollten an die Mitarbeitenden der Eisenbahnen gehen:
Sie baden die Probleme aus, die die Vorstände verursacht haben! Das Geld



sollte in die In-frastruktur, ins Personal, in die Fahrzeuge gehen, an-statt in
die Taschen der Vorstände, die nur durch das Kaputtsparen und Zerstören
der Eisenbahn auffallen!

Insbesondere für diese Ziele müssen Eisenbahner:innen einstehen:

Weg mit den Bonuszahlungen an die Vorstände der DB! Nutzt das
Geld, um die marode Infrastruk-tur auszubessern! Für eine Planung
der Infrastruktur, die nicht nach Profit strebt, sondern im Sinne der
Fahrtüchtigkeit der Eisenbahn, auch einen Blick auf die Klimakrise
wirft!
Stoppt  die  Zerschlagung  der  Deutschen  Bahn!  Für  die
Z u s a m m e n l e g u n g  a l l e r  E i s e n b a h n v e r k e h r s -  u n d  -
infrastrukturunternehmen zu EINER staat-lichen Eisenbahn!
Für  den  massiven  Ausbau der  Eisenbahninfra-struktur,  sowie  der
Möglichkeiten der  Ausbil-dung!  Für  mehr  Räume,  kleinere  Azubi-
Klassen, mehr Ausbildungsplätze insgesamt!

Lage  der  Gewerkschaften  –  für  EINE
Verkehrsgewerkschaft!
Die Gewerkschaften werden diese Forderungen aber nicht aufnehmen. Nicht
mal Anteile davon. Weder die EVG noch die GDL werden tatsächlich für eine
Eisenbahn kämpfen, die ihrem Anspruch gerecht wird. Die GDL, die aktuell
in der Tarifrunde steckt, findet die weitere Zerschlagung der DB super. Sie
erhofft sich, dadurch ihre Stellung zu verbessern. Die EVG findet es zwar
grundsätzlich falsch, dass die Eisenbahn weiter zerschlagen werden soll, hat
sich aber beispielsweise in der letzten Tarifrunde nicht darum gekümmert,
die Forderung nach einem Stopp der weiteren Zerschlagung in den Kampf
mit  einfließen  zu  lassen.  Der  Grund  dafür  dürfte  sein,  dass  die
Gewerkschaftsführung kein Interesse daran hat, dass die bisherigen Kämpfe
der Beschäftigten einen politischen Charakter bekommen könnten. Denn das
würde bedeuten, dass sich eine große gesellschaftliche Bewegung rund um
die  Frage  der  Eisenbahn  bilden  könnte.  Es  wären  die  besten



Voraussetzungen vorhanden, die Klimabewegung und die Beschäftigten zu
verbinden, und die EVG hätte große Mühe, die Beschäftigten im Sinne der
Sozialpartner:innenschaft wieder einzufangen.

Deshalb  müssen  wir  eine  antibürokratische  Bewegung  innerhalb  der
Gewerkschaften aufbauen! Wir müssen in die aktuelle Tarifrunde der GDL
diese  Forderungen  hin-eintragen  und  für  ihre  Umsetzung  kämpfen!  Wir
müssen die EVG auffordern, sich mit den Streiks der GDL zu solidarisieren,
kämpft die GDL doch aktuell für wichtige Ziele, die den Arbeitsalltag stark
verbessern und den Beruf der Eisenbahner:in deutlich attraktiver machen
würden.

Und  wir  müssen  für  e ine  gemeinsame  und  demokrat i sche
Verkehrsgewerkschaft  kämpfen,  haben  alle  Eisenbahner:innen  doch  die
gleichen  Probleme  und  müssen  das  Versagen  des  Staates  und  des
Vorstandes,  aber  auch  der  Gewerkschaftsführungen,  ausbaden…  Gleiche
Probleme  benötigen  gemeinsame  Antworten!  Also  Schluss  mit  dem
Konkurrenzdenken  und  für  einen  gemeinsamen  Kampf  al ler
Eisenbahner:innen!  Innerhalb  der  Gewerkschaften  und  der  Belegschaft
müssen  wir  al-so  kämpfen  für:

Umsetzung  der  Forderungen  der  GDL!  Für  einen  unbefristeten
Erzwingungsstreik,  der  erst  mit  der  vollständigen  Erfüllung  der
Forderungen endet!
Für  eine  antibürokratische  Bewegung  in  EVG und  GDL!  Für  die
demokratische  Kontrolle  über  Forderungen,  Streiks  und
Verhandlungen  durch  die  Beschäftigten!
Für  eine  gemeinsame,  demokratische  Verkehrs-gewerkschaft!
Schluss  mit  der  Spaltung  in  der  Be-legschaft  und  für  einen
gemeinsamen  Kampf  aller  Eisenbahner:innen  in  allen  Bereichen!



13.12.:  Bullen  gehören  nicht
zum Proletariat!
Von Yorick F., 13.12.2023

Für  viele  Linke  stellt  sich  die  Frage  erst  gar  nicht,  ob  Bullen  Teil  der
Arbeiter:innenklasse sind. Viele sehen sie, beispielsweise aufgrund eigener
negativer Erfahrungen mit ihnen, als selbstverständlichen Feind an. Dies ist
erst einmal richtig so, allerdings hat die Frage dennoch eine recht große
Relevanz! Würden wir nämlich trotz der Tatsache, dass diese uns regelmäßig
als Integraler Teil ihres Berufes mit Knüppeln ins Gesicht schlagen und uns
mit  so  ziemlich  allen  anderen  möglichen  Formen  von  Repressionen
überziehen,  analytisch  zu  dem Schluss  kommen,  dass  Bullen  durch  ihre
Stellung im Produktionsprozess eben doch Teil der Arbeiter:innenklasse sind,
so  müssten  wir  als  Marxist:innen   unser  Verhalten  ihnen  gegenüber
anpassen. Würden wir eben Polizist:innen als Arbeiter:innen verstehen, so
müssten wir mit ihnen umgehen, wie mit jedem anderen Teil unserer Klasse:
Wir müssten konsequenterweise versuchen, sie von unseren Forderungen zu
überzeugen und ihre Interessen darin aufnehmen. Das bedeutet dann auch,
sie in den sozialen Bewegungen und Gewerkschaften zu inkludieren. Ebenso
müssten wir probieren, innerhalb der Polizei  für fortschrittliche Ideen zu
kämpfen vergleichbar mit bürgerlichen Armeen aus Wehrpflichtigen.

Ökonomische Rolle
Um zu klären, warum wir eben dies nicht tun, müssen wir zunächst grob
klären, was im marxistischen Sinne überhaupt Arbeiter:innen sind, um zu
begreifen, warum Bullen eben davon kein Teil sein können. Arbeiter:in ist für
uns nämlich keine Identität oder einfach alle, die einen Beruf nachgehen,
sondern ein konkretes Verhältnis der Lohnabhängigkeit. Das bedeutet, dass
man frei von Produktionsmitteln und daher der Notwendigkeit ausgesetzt ist,
die eigene Arbeitskraft an eine:n Kapitalist:in zu verkaufen. Kapitalist:innen
sind nämlich all jene, welche im Besitz von solchen Produktionsmitteln (z.B.
einer Fabrik mit dazugehörigen Maschinen zur Produktion einer Ware) sind
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und diese damit einsetzen können, um ihr Kapital weiter anzuhäufen. Um
dies  zu  tun,  müssen  Kapitalist:innen  die  Arbeitskraft  kaufen,  welche
Lohnabhängige als einziges zum Überleben zu verkaufen haben. Der Wert
einer  Ware  bemisst  sich  dabei  an  der  in  ihrer  Produktion  verausgabten
menschlichen Arbeitskraft, gemessen in Zeit.

Nur  anhand  dieser  Definition  können  wir  aber  noch  nicht  vollständig
begründen, warum Bullen kein Teil  der Lohnabhängigen sind,  schließlich
sind sie  ebenfalls  frei  von Produktionsmitteln und besitzen lediglich ihre
Arbeitskraft und bekommen dafür eine Bezahlung. Jedoch ist dies nicht der
einzige hier relevante Faktor. Denn, wie bereits gesagt, bestimmt sich die
Klassenzugehörigkeit  durch  die  Stellung  im  Produktionsprozess.  Im
Gegensatz  zu  Arbeiter:innen  arbeiten  Bullen  aber  gar  nicht  für  ein:e
Kapitalist:in und produzieren weder Waren noch stellen sie auf einem Markt
anbietbare  Dienstleistungen  bereit.  Sie  stehen  damit  außerhalb  des
Produktionsprozesses  und  können  damit  ökonomisch  kein  Teil  der
Arbeiter:innenklasse sein. Sie sind Staatsangestellte, das heißt, sie gehören
zu jenem Teil der Gesellschaft, welche der Staat von der Produktion freistellt,
damit diese für den Staat notwendige Aufgaben übernehmen können. Sogar
noch mehr, denn sie sind auch Teil des Beamtentums und gehören damit zu
den  Mittelschichten  zwischen  Arbeiter:innen  und  Kapitalist:innen,  zu
welchen  auch  z.B.  Kleinbürger:innen  zählen.

Der Staat ist stets bemüht, seine Beamt:innen zum einen ideologisch eng an
sich zu binden, zum anderen aber auch durch eine Reihe von Privilegien
gegenüber  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen.  Z.B.  können  sie  nicht
gekündigt  werden,  höchstens  in  einen  gut  bezahlten  Ruhestand  versetzt
werden, in welchem sie also ihr Einkommen gar nicht verlieren (hier zeigt
sich auch nochmal, dass es sich dabei nicht um Lohn handeln kann). Zudem
sind Beamt:innen privatversichert, haben also weitaus besseren Zugang zum
Gesundheitssystem als gesetzlich versicherte Arbeiter:innen. Nicht zuletzt
liegt  natürlich auch ihre Besoldung weitaus über dem durchschnittlichen
Lohn von Arbeiter:innen. Dies hat vor Allem die Funktion, Beamt:innen von
der Arbeiter:innenklasse zu trennen und sie damit für die Interessen des
Staates als ideellen Gesamtkapitalisten effektiv nutzbar zu machen. Dies ist



auch  der  Grund,  warum  Bullen  sowie  Richter:innen  tendenziell  immer
rechter/konservativer sind und Linke als größte Gefahr sehen, da diese den
Privatbesitz  und  damit  den  Status  Quo  bedrohen  und  damit  auch  ihre
privilegierte Stellung im System. Dies trifft im Übrigen auch auf alle anderen
Beamt:innen zu, wenn natürlich auch in einer völlig anderen Qualität.

Ideologische Rolle
Was  aber  Bullen  von  anderen  niederen  Beamten  wie  zum  Beispiel
verbeamtete  Lehrkräfte  unterscheidet,  ist  ihre  Funktion  im  bürgerlichen
Staat,  denn  ihre  Kernaufgabe  ist  die  Festigung  der  herrschenden
Verhältnisse mittels roher Gewalt. Das bedeutet, dass sie meist in offener
Feindschaft  gegenüber  der  fortschrittlichen Bewegungen stehen und das
auch  durch  Organe  wie  Polizeisprecher:innen  oder  den  Bullen-
Gewerkschaften reaktionär verteidigen. Bei Bullen kommt nun eben noch die
Arbeit an sich hinzu, die das individuelle Bewusstsein aller Bullen prägt:
Straffrei nahezu unbegrenzt Macht und Gewalt gegenüber anderen ausüben,
vornehmlich gegenüber migrantischen, jugendlichen, armen oder sonst wie
marginalisierten Gruppen. Dabei ist es nur logisch, dass so ein Job rechte
und autoritäre Arschlöcher anzieht beziehungsweise Menschen zu solchen
macht.

Während sich gerade viele  Berufe  von Staatsbediensteten proletarisieren
(Lehrkräfte,  Bahn-Angestellte,  öffentlicher  Dienst),  bleiben  die  Bullen  in
ihren Lebens- und Arbeitsverhältnissen unserer Klasse fern. Wir sehen also:
Die  Stellung  von  Bullen  zum  Produktionsprozess  sorgt  dafür,  dass  ihre
objektiven  Interessen  reaktionär  und  diametral  gegen  die  der
Arbeiter:innenklasse  gerichtet  sind.

Abolish the police!
Daraus ergibt sich auch unser taktisches Verhältnis zu ihnen.
Wir  wenden  uns  zwar  nicht  explizit  gegen  Lohnforderungen  von
Polizist:innen  sind,  aber  gegen  alle  Forderungen,  welche  die  Arbeit  von
Bullen “sicherer” machen und sie letzten Endes im Kampf gegen uns stärken.
Dazu zählen z.B. Forderungen nach noch härteren Strafen für Widerstand



gegen Bullen, noch mehr Befugnisse, bessere Ausrüstung z.B. Taser als Teil
der  Standardausrüstung,  Erlaubnis  von  Gummigeschossen  gegen
Demonstrationen usw. usf. Wir sind viel mehr für ein Abbau ihrer Befugnisse
und  stärkere  Kontrolle,  zum  Beispiel  mittels  Untersuchungsgremien  für
Polizeigewalt unter Kontrolle der Arbeiter:innenbewegung. Letztendlich sind
wir  für  die  Abschaffung  der  Polizei  und  Ersetzung  durch  demokratisch
legitimierte, abwählbare und rotierende Arbeiter:innenmilizen, während die
sozialen  Konflikte  durch  Gerechtigkeit  und  nicht  durch  Unterdrückung
befriedet  werden.

In  einer  zugespitzten  Klassenkampfsituation,  in  welcher  bereits  eine
mächtige Arbeiter:innenbewegung existiert, den Staat und das Kapital aktiv
bedroht und eine eigene greifbare Perspektive aufzeigt, kann es allerdings
sinnvoll  sein,  sich an die unteren Ränge der Bullen und Soldat:innen zu
wenden  und  diese  vom  Verrat  zu  überzeugen,  indem  sie  sich  der
Arbeiter:innenbewegung anschließen, wie etwa in der Oktoberrevolution der
Bolschewiki oder 1918 in Deutschland. Diese Überläufer:innen können auch
wichtig für die notwendige Bewaffnung der Arbeiter:innenklasse sein.

Ansonsten  ble ibt  d ie  Pol ize i  aber  der  erbi t terte  Feind  der
Arbeiter:innenbewegung  und  sollte  aus  all  ihren  Teilen  konsequent
ausgeschlossen werden. Deswegen: Bullen raus aus dem DGB, raus aus den
Schulen, raus aus der Demo!

Neues Logo, alte Probleme? Der
Europaparteitag der Linken
Dezember 2023

Sie ist  endlich da – die „neue“ Linkspartei.  Nach dem Paukenschlag der
Gründung des „Bündnis Sahra Wagenknecht“ gab der Europaparteitag der
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Linken  einen  ersten  Einblick,  wie  die  Partei  in  Zukunft,  ohne  ewige
Streitereien  zwischen  den  Flügeln,  aussehen  wird.  Ohne  zu  viel
vorwegzunehmen: Wirklich neu sieht das Ganze nicht aus. Die tatsächliche
Programmatik  für  die  Europawahl  verkommt  zur  Nebensache  zugunsten
einer  offensiven  Zurschaustellung  von  Einheit  und  Aufbruch  sowie  der
Kandidat_Innenwahl.

Die Einheit  ist  dabei  keine bloße Schauspielerei:  Mit  der Tatsache,  dass
durch die Spaltung der Partei  jede Regierungsbeteiligung in weite Ferne
gerückt ist, können grundlegende Strategiefragen fürs erste ausgeklammert
werden. In diesem Aspekt bekommt die Bewegungslinke ihren Willen, viel
mehr als Basisarbeit bleibt der Partei in nächster Zeit nämlich nicht übrig.
Beim  Aufbruch  sieht  die  Sache  hingegen  etwas  anders  aus  und  im
verabschiedeten  Wahlprogramm  wird  auf  „Bewährtes“  gesetzt,  wenn
überhaupt  mit  seichteren Positionen als  noch in  der  Vergangenheit.  Wie
mittlerweile  kaum  noch  jemanden  überraschen  dürfte,  wird  das  Wort
Sozialismus im Dokument nicht einmal erwähnt, es geht um Neoliberalismus
statt Kapitalismus und Umverteilung und soziale Gerechtigkeit müssen an die
Stelle  des  bösen  E-Wortes  „Enteignung“  treten.  Lediglich  im  Bezug  auf
Immobilien ist  davon die  Rede,  aber selbst  hier  bleibt  offen,  ob es  eine
Entschädigung geben soll oder nicht.

Strategische Leere
Es gibt einen Forderungskatalog mit allerlei guten Dingen (Höhere Löhne,
bessere  Sozialleistungen,  höhere  Besteuerung  der  Reichen  usw.),  aber
letztendlich  stellt  die  Linke  hier  passend  zur  kalten  Jahreszeit  ihren
Wunschzettel  vor.  Eine  Strategie,  wie  diese  Forderungen  tatsächlich
durchzusetzen seien,  fehlt.  An anderen Stellen wird es folgerichtig völlig
utopisch:  Die  Banken  sollen  transparenter  werden  und  der  Gesellschaft
dienen, die „Fehler“ der EU (Aufrüstung, dichte Grenzen, usw.) sollen durch
Reformen gelöst werden, anstatt anzuerkennen, dass diese „Fehler“ im Sinne
der EU als imperialistischem Staatenbündnis womöglich eher als Feature zu
verstehen  sind.  National ismus  und  Krieg  sind  Produkte  der
Klassengesellschaft, und daher bleiben Forderungen nach offenen Grenzen,



nach  nachhaltiger  Abrüstung,  bloße  Träumereien,  wenn  man  nicht
gleichzeitig  auch  die  Systemfrage  stellt.  Statt  konkreter  Ideen  wie  den
Vereinigten Sozialistischen Staaten Europas bleibt im Prinzip nichts außer
„vielleicht wird’s ja diesmal was“.

Die Linke erkennt zwar korrekt, dass in der momentanen Krisenperiode auch
Krieg auf dem Plan steht, aber die Lösung dieses Problems soll in erster Linie
in  einer  Stärkung  der  UN  liegen.  Falls  man  seit  Jahren  nicht  in  die
Nachrichten geschaut hat, mag das schlüssig erscheinen, aber in der Realität
haben zuletzt die Kriege in der Ukraine wie in Gaza prominent gezeigt, dass
sich die UN im Kriegsfall nicht als großes Hindernis präsentieren. Wie auch?
Die UN sind keine neutrale Weltregierung. Sie sind nicht losgelöst von den
Staaten,  aus  denen  sie  sich  zusammensetzen,  und  das  globale
Kräfteverhältnis setzt sich auf diese Weise auch in ihnen durch. Das erkennt
auch  die  Linke  in  Stücken  an,  aber  sieht  die  UN als  Möglichkeit  zum
niedrigschwelligen Dialog und zur globalen Abrüstung an. Das offenbart eine
verklärte Sicht auf die Welt: Kriege sind keine bloßen Zankereien, bei denen
sich beide  Parteien aussprechen und versöhnen müssen,  sondern bittere
Konsequenz des kapitalistischen Expansionszwangs. Dialog und Abrüstung
sind dabei nicht in sich verkehrt, aber bleiben Symptombekämpfung und kein
Heilmittel. In den Worten Trotzkis: „Die Imperialisten führen nicht Krieg,
weil sie Waffen haben, sondern umgekehrt: sie schmieden Waffen, weil sie
Krieg führen müssen.“

Zwischen Halbherzigkeit und Widersprüchen
In beiden Konflikten, Ukraine wie Gaza, präsentiert sich die Linke auch im
D e t a i l  h a l b g a r :  S i e  v e r t r e t e n  z w a r  k o r r e k t e r w e i s e  d a s
Selbstverteidigungsrecht  der  Ukraine,  lassen  jedoch  eine  konsequente
Positionierung  auch  gegen  westliche  imperialistische  Einmischung
vermissen.  Das  ist  den  Ukrainer_Innen,  die  bereits  jetzt  zum  Spielball
zwischen imperialistischen Mächten geworden sind, gerade auch im Hinblick
auf die Zeit nach dem Krieg wenig dienlich. Die Mächte des Westens, auch
Deutschland,  werden  sicherzustellen  wissen,  dass  sich  ihre  derzeitigen
Investitionen lohnen, ungeachtet der Tatsache, wie fatal selbstverständlich



auch eine Eroberung der Ukraine durch Russland wäre. Im Nahostkonflikt
hingegen wird weiterhin die Zwei-Staaten-Lösung vertreten, die sich getrost
ins Reich der Fiktion verbannen lässt und für eine langfristige (und auch
kurzfristige) Beilegung des Konflikts völlig unzureichend ist. Diese Frage ist
auch innerhalb der Linkspartei stark umstritten, und im Sinne der neuen
Einheit  gibt  es  folgerichtig  einen  seichten  Kompromiss,  der
Palästinenser_Innen wie Israelis mit ihren Problemen alleine lässt. Das ist im
Übrigen symptomatisch:  Die Vermeidung von Konflikten,  das Beschließen
von  Kompromissen  geht  nur  so  lange  durch,  bis  die  Realität  eine
Positionierung einfordert, und es ist fraglich, wie lange der neue Einheitskurs
gefahren werden kann, bis es an anderer Stelle zum Zwist kommt.

Die Zukunft der Linkspartei
Wie steht es also um die Linkspartei? Der Patient atmet noch,  aber der
Zustand ist kritisch. Als Etappenziele für den Neuaufbau werden die Wahlen
bis zur Bundestagswahl 2025 genannt – für 2025 selbst steht der Einzug in
den  Bundestag  auf  dem  Zettel.  Ist  das  realistisch?  Die  Spaltung  war
zweifelsfrei ein schwerer Schlag, und auch wenn in positiven Tönen von den
vielen  Leuten  berichtet  wird,  die  mit  dem  Abgang  Wagenknechts  den
Parteieintritt  vollziehen,  ist  bislang  noch  offen,  wie  hoch  die  Zahl  der
Austritte ist, die gerade mit der tatsächlichen Parteigründung durch das BSW
noch  s te igen  w i rd .  Zug le i ch  bewahr t  s i ch  d i e  L inke  das
Alleinstellungsmerkmal,  sich tatsächlich gegen den Rechtsruck zu stellen,
und  trifft  auf  diese  Weise  weiterhin  einen  Nerv.  Die  Tragweite  dieser
Positionierung bleibt jedoch begrenzt, solange besagter Rechtsruck nicht als
notwendige Konsequenz der Krise (die ihrerseits notwendige Konsequenz des
Kapitalismus ist) verstanden wird, in der durch Konkurrenz und verstärkte
Blockbildung die Grundlage für Rassismus, Sexismus, Antisemitismus und
andere Unterdrückungen liegt, welche eine gemeinsame Solidarisierung der
Arbeiter_Innen verhindern. Stattdessen wird an der Idee festgehalten, dass
mehr  soziale  Gerechtigkeit  als  Gegenmittel  ausreiche,  und  die  daraus
folgende Ineffektivität wird der Linken auch an dieser Front zunehmend das
Wasser abgraben. So oder so kommen harte Zeiten auf die Partei zu, und
falls es nicht wider erwarten zu einem Aufbruch kommen sollte, der den



Namen tatsächlich verdient, so lange weiterhin die Systemfrage vermieden
wird, ist schwer vorstellbar, dass sich dies in naher Zukunft ändern sollte.
Die Linke zeigt damit einmal mehr, dass der Reformismus nicht in der Lage
ist,  die  Widersprüche  des  Kapitalismus  aufzulösen  und  führt  uns  die
Notwendigkeit des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei  mit
einem  marxistischen,  revolutionären  Programm  vor  Augen,  in  welcher
Jugendliche,  Arbeitende  und  alle  Unterdrückten  des  Systems  gemeinsam
kämpfen, um dieses zu überwinden.

Stoppt das Morden,  stoppt den
Krieg  –  Im  Kongo  wie  in
Palästina
Von Jona Everdeen, Dezember 2023

Während die Welt über den brutalen genozidalen Krieg Israels gegen die
Palästinenser_Innen in Gaza spricht und der Krieg in der Ukraine gleichzeitig
immer mehr aus dem Rampenlicht verschwindet,  redet niemand darüber,
dass  ein  anderer  Konflikt,  der  in  der  Vergangenheit  Schauplatz  von
zigtausend,  wenn  nicht  gar  millionenfachem  Morden  war,  wieder
ausgebrochen ist. Die Rede ist vom Kongo und vor allem dessen östlicher
Provinz Nord-Kivu. Der Konflikt hat seine Wurzeln im Kolonialismus und für
sein  erneutes  Aufflammen  ist  sehr  maßgeblich  der  Imperialismus
mitverantwortlich.  Der  Kongo  gehört  zu  den  ärmsten  der  armen
Halbkolonien  in  Afrika  und während der  Imperialismus ganz  aktiv  dafür
verantwortlich ist, dass die politische Lage dort sehr instabil ist und Konflikte
darum kaum befriedet werden können, interessiert das Schicksal der dort
lebenden Menschen in den imperialistischen Zentren niemanden.
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Von der Kolonie zur Halbkolonie
Der Kongo ist wohl eins der brutalsten Beispiele dafür, wie Kolonialismus
und Imperialismus ein Land zerstören können. Der immense Reichtum des
Landes an verschiedensten Bodenschätzen spielte dabei eine maßgebliche
Rolle, und war bislang stets mehr Fluch als Segen.

So war das Land bereits Opfer einer der brutalsten Kolonialherrschaften
unter  dem  belgischen  König  Leopold,  welcher  durch  seine  private
Kolonialmiliz  massenhaft  Menschen  massakrieren  und  verstümmeln  ließ,
wenn sie nicht die von ihm geforderten absurd hohen Mengen an Kautschuk
lieferten. Doch auch nach der Unabhängigkeit  wurde es nicht besser,  so
sorgten vor allem Belgien und die USA dafür, dass die „Unabhängigkeit“
nach  ihren  Vorstellungen  ablief,  ließen  den  fortschrittlichen  Führer  der
kongolesischen  Befreiungsbewegung,  Patrice  Lumumba,  ermorden  und
unterstützten  Joseph  Mobutu  dabei,  eine  brutale  und  extrem  korrupte
Diktatur aufzubauen. Unter Mobutu ging der komplette Reichtum des Landes
an  europäische  Mächte  und  eine  kleine  nationale  herrschende  Klasse,
während das Land verarmte und die  Infrastruktur  verfiel.  Grund für  die
Unterstützung Mobutus war neben der Garantie, dass europäische Konzerne
die Rohstoffminen weiter nutzen konnten, auch, dass Mobutu die Rolle des
imperialistischen Gendarms in  Zentralafrika  einnahm und versuchte,  den
Einfluss der Sowjetunion in der Region klein zu halten. Aus einer Kolonie,
erst  des  Königs  dann des  belgischen  Staates,  war  eine  Halbkolonie  des
westlichen Blocks geworden.

Der  Kongokrieg  –  Die  Rückkehr  eines
vergessenen  Grauens?
Der jüngst wieder ausgebrochene Konflikt ist Folge der Kongokriege, welche
am Ende der Mobutu Diktatur das Land in neuen Schrecken versetzten. Der
2.Kongokrieg, auch „Afrikanischer Weltkrieg“ genannt, zwischen 1998 und
2003 gilt als einer der brutalsten Kriege seit dem 2.Weltkrieg und es wird
geschätzt,  dass  insgesamt rund 6 Millionen Menschen dem Konflikt  zum
Opfer fielen.



Ein Auslöser für den Krieg war der entsetzliche Genozid im benachbarten
Ruanda, wo sich die Tutsi und die Hutu, zwei Volksgruppen, die von den
belgischen Kolonialbehörden gegeneinander ausgespielt wurden und seitdem
verfeindet  waren,  extrem  brutale  Kämpfe  lieferten.  Diese  fanden  ihren
schrecklichen Höhepunkt im ruandischen Genozid 1994, wo innerhalb von
hundert  Tagen bis  zu  eine  Millionen Tutsi  ermordet  wurden.  Nach dem
Rückzug der Hutu-Milizen ins östliche Kongo, marschierte Ruanda dort ein
und  es  kam  dabei  zu  einer  jahrelangen  gewalttätigen  Eskalation.  Den
ruandischen Truppen, sowie ihren Verbündeten aus Burundi, Uganda und
verschiedenen Milizen gelang es, rund die Hälfte des Kongo zu erobern und
teils gewaltsam zu plündern.

Nach dem zunächst vielversprechenden Friedensprozess in den 00er Jahren
fand der Konflikt jedoch nie wirklich eine dauerhafte Lösung. Während der
Kongo und Ruanda sich in Diplomatie versuchten, führten Hutu-, Tutsi- und
andere Milizen immer wieder Kämpfe, vor allem in der Nord-Kivu Provinz.
Vor nun etwa zwei Monaten stieß die Tutsi-Miliz „M23“ vor und eroberte
mehrere  Städte.  Aus  Angst  vor  einem  neuen  großen  Krieg  ergriffen
hunderttausende die Flucht. Vorausgegangen waren dieser Offensive brutale
Morde an Angehörigen des Tutsi Volkes im Ostkongo, teilweise wohl durch
Unterstützung  oder  mindestens  wohlwollende  nicht-Einmischung  der
kongolesischen Sicherheitskräfte.  Der Kongo wiederum wirft  Ruanda vor,
M23 aktiv zu unterstützen und an den Angriffen in Nord-Kivu beteiligt zu
sein und wies den ruandischen Botschafter aus.

Während  in  der  Region  die  Angst  vor  einem neuen  Kongokrieg  wächst,
interessiert  sich  im  Westen  fast  niemand  für  die  dortige  Situation.  Für
westliche Konzerne hat es schließlich keinen Unterschied gemacht, ob mit
Ruanda verbündete  Milizen  oder  die  kongolesische  Regierung ihnen von
brutal  ausgepressten  Arbeiter_Innen,  häufig  Kindern,  gefördertes  Gold,
Coltan  und  Kobalt  zu  Spottpreisen  zur  Verfügung  stellen.

Ringen um Rohstoffe – Wie sich die Weltlage



auf den Kongo auswirkt
Was jedoch EU und USA Sorgen bereiten dürfte, ist der zunehmende Einfluss
Chinas im Kongo. Während nämlich die westlichen Imperialisten nicht nur
beim Kongokrieg einfach zusahen, wie das Land im Chaos versank, solange
die Rohstoffe weiter ausgeführt wurden, investiert seit geraumer Zeit China
darin,  die  kaputte  und  teils  kaum vorhandene  Infrastruktur  des  Landes
wieder  auf-  bzw.  auszubauen.  Dies  veranlasst  in  jüngerer  Vergangenheit
immer  größere  Teile  der  sich  inzwischen  demokratisch  präsentierenden
kongolesischen Bourgeoisie dazu, sich stärker hin zu China zu orientieren,
welches den Kongo scheinbar zum ersten Mal auf Augenhöhe behandelt und
bessere  Preise  für  die  Rohstoffe  anzubieten  scheint.  Dass  es  China  in
Wahrheit nicht um Hilfe geht, sondern eben darum, selbst ein größeres Stück
vom kongolesischen Kuchen abzubekommen, sollte jedem klar sein. Dabei
spielt vor allem eine Ressource heute eine Schlüsselrolle: Kobalt. Ähnlich wie
in den 00er Jahren bei Coltan findet auch die weltweite Kobaltproduktion
zum Großteil im Kongo statt.

Kobalt  ist  dabei  besonders  zentral  für  die  als  „Grüne  Lösung  für  den
Verkehrssektor“ verkauften E-Autos, welche in Wahrheit nicht grün, sondern
blutig sind. China, welches versucht, den USA die Vorreiterrolle im Kampf
um die neuesten Technologien abzunehmen, braucht dieses Kobalt  sowie
auch das Coltan aus dem Kongo und fährt entsprechend dessen klassische
Strategie: „Wir sind eure Freunde, wir bauen für euch Infrastruktur, dafür
kriegen wir eure Rohstoffe. Vom Westen kriegt ihr weniger.“ Ein Deal, den
zahlreiche halbkoloniale Regierungen gerne annehmen.

Doch  auch  wenn  die  Ausbeutungsbedingungen  des  chinesischen
Imperialismus  tatsächlich  etwas  besser  sein  können  als  die  Belgiens,
Frankreichs  oder  der  USA,  ändert  das  nichts  daran,  dass  auch  das
imperialistische  China  den  Kongo  ausbeuten  will,  dass  es  sich  um  die
Kongoles_Innen nicht kümmert, dass es ihm egal ist, ob Kobalt und Coltan
unter widrigsten Arbeitsbedingungen von Kindern abgebaut werden, solange
die Ressourcen nur in den Fabriken von Shenzen landen statt in denen von
Detroit oder Duisburg.



Wenn jedoch tatsächlich der Kongo mehr und mehr von einer Halbkolonie
des Westens zu einer Halbkolonie Chinas wird, dann kann es sein, dass der
Westen  ein  aktives  Interesse  daran  gewinnt,  das  Land  noch  weiter  zu
destabilisieren, auch wenn das zum Preis hunderttausender weiterer Toter
geschieht.  Fakt  ist  jedenfalls,  die  Leittragenden im Kampf  um Rohstoffe
werden  weiterhin  die  kongolesischen  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen,
Jugendliche  und  Kinder  sein.

Only one Solution – Revolution
Der  Kongo  ist  kein  Einzelfall,  im  Gegenteil:  Der  absolute  Großteil  der
Konflikte  in  afrikanischen Ländern haben ihren Ursprung maßgeblich im
Kolonialismus und werden heute durch den Imperialismus entweder direkt
geschürt oder zumindest einmal begünstigt werden.

Für  die  Ausplünderung  von  Ressourcen  sowie  den  Ausbau  ihrer
geopolitischen  Stellung  ist  imperialistischen  Mächten  jedes  Mittel  recht,
ganz  gleich  ob  Schuldenfalle,  Destabilisierung  oder  militärische
Interventionen. Dabei kann auch der Wechsel der imperialistischen Macht
keine Lösung sein, da diese China/Russland, auch wenn sie sich gerne als
antiimperialistisch darstellen, selber imperialistische Politik betreiben.

Die einzige wirkliche Lösung ist der Bruch mit dem Imperialismus und der
eigenen  Bourgeoisie,  die  mit  diesem kooperiert,  durch  ein  Bündnis  aus
Arbeiter_Innen,  kleinen  bis  mittleren  Bäuer_Innen  und  einfachen
Soldat_Innen,  das  eine  sozialistische  Revolution  durchführt  und  die
Produktionsmittel  unter seiner Kontrolle verstaatlicht.  Nur so können die
Menschen im Kongo von den Ressourcen ihres Landes profitieren, in dem sie
die Kontrolle über diese an sich reißen! Indem sie internationale Konzerne,
ob nun belgische, französische, US-amerikanische oder chinesische, aus dem
Land werfen und die Vasallen der Imperialisten verjagen! Dafür braucht es
auch einen Zusammenschluss  der  Arbeiter_Innen über  Volksgrenzen und
über  Staatsgrenzen  hinweg.  Die  Arbeiter_Innen,  Bäuer_Innen  und
Jugendlichen müssen für die einzige echte Lösung der Krise und das einzige
dauerhafte  Ende der  Ausbeutung und Unterdrückung kämpfen:  Für  eine
sozialistische Föderation der Völker Afrikas!



TV-L: Warum unsere Lehrkräfte
streiken!
November 2023

1. Warum unterstützen wir Streiks?
Wir befinden uns gerade mitten im Tarifkampf für einen neuen Tarifvertrag
der  Länder  (kurz:  TV-L).  Konkret  geht  es  um  insgesamt  2,5  Millionen
Beschäftigte, die 10,5 % Prozent mehr Gehalt und mindestens 500 € mehr
fordern.  Und was  geht  mich  das  an?  Eine  ganze  Menge!  Klar  ist,  dass
zugegebenermaßen Streiks jeglicher Art, nicht so der Ort sind, an dem sich
Jugendliche super  wohl  fühlen.  Lauter  alte  Menschen ziehen mit  bunten
Westen und nervigen Trillerpfeifen durch die Innenstadt und wenn’s ganz
doof kommt, fährt dann auch noch kein ÖPNV, die Krankenhäuser sind dicht,
der Müll wird nicht abgeholt oder Geschäfte sind geschlossen. Doch genau
hier  zeigt  sich,  die  reale  Macht,  die  Streiks  entfalten  können:  Da  das
Fortlaufen der kapitalistischen Produktionsweise darauf beruht, dass sich die
Kapitalist_innen  gesellschaftlich  geschaffenen  Mehrwert  privat  aneignen,
wird sie durch Streiks dort getroffen, wo es ihr am meisten weh tut – bei den
Profiten. Wenn eine ganze Belegschaft also kollektiv nicht zu Arbeit geht,
können die Kapitalist_innen auch keinen Mehrwert abschöpfen und das wird
sich sehr schnell negativ auf ihre Profite auswirken, sodass sie gezwungen
sind, auf die Forderungen der Streikenden einzugehen. Deshalb haben die
organisierte Arbeiter_innenklasse und ihre Streiks eine so wichtige Rolle,
wenn es darum geht, das kapitalistische System aus den Angeln zu heben. Ob
zum Beispiel im Kampf gegen den Klimawandel durch mehr Geld, bessere
Arbeitsbedingungen und ein ausgebautes Schienennetz bei der Bahn oder
gegen den Umbau unserer Krankenhäuser zu Wirtschaftsunternehmen in der
Pflege.  Ebenso wurden bedeutende historische Errungenschaften wie das
Frauenwahlrecht  oder  das  Ende  des  Ersten  Weltkrieges  durch  Streiks
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durchgesetzt.  Auch  wenn  die  meisten  Streiks  nicht  unmittelbar  das
kapitalistische  System  als  Ganzes  in  Frage  stellen,  lässt  doch  jede
durchgesetzte  Streikforderung  das  klassenkämpferische  Bewusstsein  der
Arbeiter_innenklasse anwachsen und ist ein Etappensieg im Kampf unserer
Klasse gegen das  Kapital.  Ob bei  der  Bahn,  in  der  Pflege oder  bei  den
Angestellten der Länder: Jeder Streik verdient unsere vollste Solidarität!

2. Worum geht’s beim TV-L?
Die  Anzahl  der  Beschäftigten,  deren  monatliche  Löhne  durch  den
Tarifvertrag  der  Länder  geregelt  werden,  ist  mit  2,5  Millionen  ziemlich
beachtlich.  Das  sind  so  viele  Menschen  wie  in  München,  Leipzig  und
Dortmund  zusammen  wohnen!  Dazu  zählen  vor  allem  Lehrer_innen  und
Erz ieher_ innen,  aber  auch  v ie le  Verwaltungsangeste l l te ,
Sozialarbeiter_innen,  Bauingineur_innen,  Schulpsycholog_innen,
Stadtplaner_innen,  Systemtechniker_innen,  Baumpfleger_innen,
Hausmeister_innen  usw.  –  alle  Beschäftigten,  die  bei  den  Behörden  und
Institutionen des jeweiligen Bundeslandes angestellt sind. Leider zählen auch
die Bullen dazu, die wir natürlich nicht als Teil der Arbeiter_innenklasse,
sondern als Prügelknechte des bürgerlichen Staates betrachten. Wir treten
für  den  Ausschluss  ihrer  Gewerkschaften  aus  dem  Deutschen
Gewerkschaftsbund  (DGB)  ein  und  solidarisieren  uns  nicht  mit  ihren
Forderungen nach besseren Arbeitsbedingungen, um uns zu schlagen und
festzunehmen. So wie viele Bullen sind leider auch viele Lehrer_innen und
andere  Landesbeschäftigte  Beamt_innen  und  dürfen  aufgrund  des
restriktiven deutschen Streikrechts nicht selbst auf die Straße gehen, um für
ihre Forderungen zu kämpfen.

In  einem  Tarifvertrag  werden  zwischen  Arbeitgeber_innen  und
Gewerkschaften  die  Rechte  und  Pflichten  der  Beschäftigten  und  der
Arbeitgeber_innen  festgeschrieben  und  bieten  für  die  Arbeiter_innen  die
Möglichkeit,  Forderungen  nach  besseren  Arbeitsbedingungen  vertraglich
festzuschreiben. Die Forderung mit denen nun die Gewerkschaften ver.di, die
GEW und der Deutsche Beamtenbund für einen neuen TV-L in den Kampf
ziehen sind 10,5 Prozent mehr Gehalt für alle. Und da 10,5 % mehr bei den



niedrigen Einkommensgruppen nicht so viel ist, fordern sie mindestens 500
Euro mehr.  Angesichts einer allgemeinen Teuerungsrate von 14% in den
letzten 2 Jahren liegt diese vorsichtige Forderung aber sogar noch unter
dem, wie die anstrengende Arbeit der Landesbeschäftigten täglich entwertet
wird. Außerdem sollen die studentischen Beschäftigen an den Universitäten,
die  aktuell  in  vielen Bundesländern vollkommen wild  bezahlt  oder  nicht-
bezahlt  werden,  auch in  den Tarifvertrag  mit  eingegliedert  werden.  Der
Arbeitgeberverband  der  Länder  (TdL)  hat  jedoch  bereits  in  der  ersten
Verhandlungsrunde gesagt,  dass er alle Forderungen komplett  überzogen
findet  und  angesichts  „leerer  Kassen“  keine  Möglichkeit  sieht,  diese
umzusetzen.  Wenn wir  uns ansehen,  dass der deutsche Staat  jedoch ein
mehrere Milliarden hohes Steuerplus erwartet  und 100 Milliarden in die
Bundeswehr steckt, wird klar, dass das einfach nur eine dreiste Lüge ist.
Vielmehr ist  die Ampelregierung einfach nicht dazu bereit,  mehr Geld in
Bildung,  Erziehung  und  andere  öffentliche  Aufgaben  zu  stecken.  Die
Blockadehaltung der TdL ist Teil des gigantischen Sparprogrammes, mit dem
in  der  sozialen  Daseinsvorsorge  gekürzt  werden  soll,  um  die  gesparten
Milliarden  in  Aufrüstung  und  Unternehmenssubvention  zu  stecken.  So
verkörpert  der  Haushaltsentwurf  der  Ampel  für  2024  einen  fetten
Sozialkahlschlag,  den  wir  so  seit  der  Agenda  2010  nicht  mehr  gesehen
haben. Konkret geht es darum in Bildung, Obdachlosenhilfe, Sozialer Arbeit,
Humanitärer Hilfe, Katastrophenschutz, Bundesfreiwilligendienst, Prävention
gegen sexuelle  Gewalt,  BAföG und Hilfe  für  Menschen mit  Behinderung
mehrere  Milliarden  wegzukürzen,  um  diese  in  Bundeswehr  und  die
Unterstützung  von  Unternehmen  („Wachstumsförderungsgesetz“)  zu
stecken. Die Landesbeschäftigten müssen also erkennen, dass sie mit ihrem
Kampf für einen TV-L gegen diese brutale Umverteilung öffentlicher Gelder
vorgehen können!

3. Warum betrifft das uns Schüler_innen?
Wie  oben  schon  erwähnt,  betrifft  uns  eigentlich  jeder  Streik,  denn
erfolgreiche Streiks sind auch wieder motivierend für andere Berufsbranchen
und heben das Bewusstsein der Klasse im Allgemeinen. Doch gerade beim
TV-L geht es konkret um die Frage, wie viel Geld in die Rüstung und viel in



die Schulen gesteckt wird. Ob kaputte Schulgebäude, stinkende Schulklos,
mehr  Klassenarbeiten,  gestresste  Lehrer_innen  oder  ständiger
Unterrichtsausfall: die aktuelle Bildungskrise hängt davon ab, wie viel Geld
der Staat für die Schulen auf den Tisch legt. Somit sind wir zwar nicht direkt
durch den TV-L betroffen, da wir kein Geld fürs Lernen erhalten. Jedoch
betrifft uns sein Ergebnis indirekt sehr stark, denn ein starker Abschluss
bedeutet eine feste Zusicherung von mehr Geld im Bildungssystem, mit dem
strukturelle Probleme wie der Personalmangel angegangen werden können.
Ein  starker  TV-L  bedeutet,  die  Umverteilungsplänen  der  Ampel  mit  den
Mitteln des Klassenkampfes ein Stück weit aufzuhalten. Wenn am 28.11. also
unsere Lehrer_innen für den TV-L streiken, heißt das nicht nur Schulausfall,
sondern das heißt, dass sie unsere vollste Unterstützung bei ihrem Kampf
brauchen. Auch wenn Frau Schmanz ungerechte Noten gibt und Herr Weiß
den langweiligsten Unterricht der Welt macht – in diesem Kampf stehen wir
an ihrer Seite, denn ihr Kampf ist auch der unsere. Jede Schwäche in ihrer
Mobilisierung  wird  den  Arbeitgeberverband  nur  dazu  ermutigen,  ein
schlechteres  Ergebnis  und  damit  weniger  Geld  im  Bildungssystem
durchzusetzen.

4. Wie können wir die Streiks für den TV-L
unterstützen?
Am  28.11.  werden  bundesweit  die  angestellten  Lehrer_innen  streiken.
Meistens gibt es am Streiktag selbst einen Streikposten vor dem Schultor.
Dort kann man vor Ort mit den streikenden Lehrer_innen reden, wie wir sie
unterstützen können. Wenn sie korrekt sind, nehmen sie uns vielleicht auch
direkt mit auf die Streikdemo oder machen daraus eine Politik-Exkursion.
Oder ihr geht einfach selbst hin, wenn der Unterricht wegen des Streiks
komplett ausfallen sollte. Ihr könnt auch ein kleines Flugblatt schreiben, dass
ihr die Idee cool findet, und allen Lehrer_innen ins Fach legen. Auch das
motiviert  sie  und  hilft  ihnen  vielleicht  auch  bei  Konflikten  mit  der
Schulleitung,  die  Streiks  meistens  gar  nicht  toll  findet.  Auf  einer
Vollversammlung  oder  Sitzung  der  Schüler_innenvertretung  kann  eine
gemeinsame  Erklärung  verabschiedet  werden,  dass  der  Streik  von  uns
Schüler_innen unterstützt wird. Wichtig ist, dass ihr gleich loslegt, denn der



28.11. ist nicht mehr weit entfernt.

Da  wir  uns  jedoch  mit  unseren  Lehrer_innen  als  gleichberechtigte
Partner_innen  im  Kampf  gegen  die  geplanten  Angriffe  auf  das
Bildungssystem verstehen, ist es wichtig, dass wir nicht nur die Forderungen
der Gewerkschaften unterstützen, sondern auch eigene Ideen aufwerfen, um
die Probleme anzugehen, die uns täglich in der Schule betreffen. Wir fordern
deshalb zum Lehrer_innenstreik auch die Bildung einer Beschwerdestelle
gegen Diskriminierung an jeder Schule.  Diese muss unabhängig von der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler_innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Außerdem braucht
die  Beschwerdestelle  eigene  Befugnisse,  um  auch  selbst  gegen  die
Diskriminierung aktiv werden zu können. Das ist keine ferne Zukunftsmusik,
sondern  wir  können  gleich  morgen  damit  beginnen,  diskriminierenden
Strukturen  an  unseren  Schulen  den  Kampf  anzusagen!

5. Wie geht es nach dem 28.11. weiter mit dem
TV-L?
Leider verstehen sich die Führungen der Gewerkschaften in Deutschland
nicht als Anführer_innen im Klassenkampf, sondern eher als Co-Verwaltung
des kapitalistischen Systems. Das haben wir beispielsweise daran gesehen,
dass sie keine großen Kampfmobilisierungen gegen die Corona-Krise,  die
Klimakrise oder die Aufrüstungspolitik organisiert, sondern stattdessen den
Burgfrieden  mit  dem  deutschen  Kapital  gesucht  haben.  Es  ist  also  zu
erwarten, dass sie nicht die volle Stärke ihrer Basis mobilisieren werden,
dort  wo  sie  schwach  aufgestellt  sind  großangelegte  Kampagnen  zur
Mitgliedergewinnung  starten  und  dann  ausgehend  vom  Vollstreik  die
Urabstimmung zum unbefristeten Erzwingungsstreik einleiten. Das bräuchte
es aber, denn die einzelnen Nadelstiche der aktuellen Streikpolitik von ver.di
und GEW tun dem Arbeitgeberband nicht weh, sodass dieser wahrscheinlich,



wie schon zuvor beim Tarifvertrag Öffentlicher Dienst (TV-ÖD), mit einem
schlechten Abschluss mit schlappen 5,5 % Lohnerhöhung rechnet. Dass die
Gewerkschaftsführungen nicht  gewillt  sind,  sich mit  voller  Stärke in den
Kampf zu werfen, zeigt sich schon daran, dass gar nicht geplant ist, dass alle
Beschäftigtengruppen  am  selben  Tag  streiken.  Stattdessen  streiken  alle
Berufsgruppen total vereinzelt,  heute die Erzieher_innen, übermorgen die
Lehrer_innen.  Diese  Taktik  freut  allein  die  Arbeitgeber.  Dass  die
Beschäftigten auf diese Vereinzelung eigentlich keine Lust haben, hat am
17.10.  eindrucksvoll  eine  Streikversammlung  der  Berliner  Lehrer_innen
gezeigt,  bei  der  die  absolute  Mehrheit  für  eine  Zusammenlegung  der
Streiktage gestimmt hat. Ähnlich hat sich auch das ver.di-Aktionskomitee der
FU Berlin positioniert. Dieses klare Stimmungsbild wurde jedoch von der
Bürokratie  übergangen.  Dieses  undemokratische  Verständnis  von
Gewerkschaftspolitik zeigt uns, dass es in allen Betrieben und Einrichtungen
Streikkomitees  brauch,  die  über  wähl-  und abwählbare Delegierte  selber
entscheiden, welche konkreten Kampfhandlungen als nächstes unternommen
werden und wie die nächsten Streiktage aussehen. Ferner dürfen nicht die
Gewerkschaftsbürokrat_innen  entscheiden,  ob  ein  Angebot  der
Arbeitgeberseite angenommen wird, sondern nur die Streikenden selbst!


